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I Steht doch schon alles im Fragebogen?!

Die Erläuter rngen äl den einzelnen Fragen im Interviewervordruck müsseu kurz
gehalten sein, um Ihre Interviewertätigkeit nicht durch Unübersichtlichkeit des
Vordrucks zü erschweren. Damit können leider nicht alle auftreteuden Problem-
fälle aufgefangen werden. Deshalb frnden Sie auf deu nachfolgenden Seiten tiefer-
gehende Erläuterungen. Sie sollen lhnen helfen, den speziellen FaIl einer der vor-
gegebenen Antwortmöglichkeiten der jeweiligen Frage richtig zuzuordnen. Der
Inhalt der Erläutenlngeq 5[imm[ mit den Ihnen bekannten Ausführungeu in deu
früüeren Interviewerhandbüchern weitgehend überein.

Natürlich ist es nicht möglich, für jeden erdenklichen Fall die erforderlichen
Erläuterllngen in dieser Broschü,re zu berücksichtigen. Sollten also Fragen beste-
hen, die Sie nicht mit Hilfe dieser Broschüre lösen können, so wenden Sie sich an
das Statistische Landesamt. Dann wird auch für schwierige Fälle eine Lösung zu
finden sein.
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ll Erläuterungen zur Verteilungsliste

Spalten-Nr Erläuterung

Die Ordnungsangaben sind entsprechend der Vorgabe des
Statistischen Landesamtes einzutragen.

Hier ist jeder zu befragende Haushalt einzutragen, unab-
hä"gg vom Erfolg Ihres Bemühens um eine Befragung.

In die erste Zerle ist, bei Spalte a beginnend, der StraBen-
nams einzulragen. In die zweite Zetle setzet Sie bitte die
Hausnummer in Spalte b und die Lage der Wohnung im
Gebäude in Spalte c.

In Spalte d, tragen Sie die Namen der Haushalte ein
(Wohnungsinhaber und Untermieter sind zwei Haushalte).

Beim Eintragen in die Verteilungsliste gehen Sie in der Rei-
henfolge der Hausnummern vor, innslfuab der einzelnen
Gebäude stockweise von unten nach oben. Wohnen mehrere
Haushalte in einer Wohnung, sollten Sie als ersten den
Haushalt des Hauptmieters aufführen.

Für Gemeinschaftsunterkiturfte ist nur jeweils eine Einl.ra-
gung vorannehmen (ohne Privathaushalte im Bereich von
Gemeinschaftsunterküurften). Spalte d bleibt hier ber.

Die zu Ihrem'Auswahlbezirk zählsadsr Gebäude n ,merie-
ren Sie in Spalte L9l?-0 einf.ach durch. Durch die fortlaufen-
den HausnurDmern ist ja bereits die richtige Reihenfolgc
sichergestellt.

1-17

Ordnungsangaben

a-d

Nam6a ulrd
Anschrift

19-20

Lfd. Nr. des Gebäu-
des im Auswahl-
bezirk
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Spalten-Nr Erläuterung

Die lfd. Nr. der Wohnung im Gebäude wird wie folgt
vergeben:
Beispiel: Erstes Haus in Ihrem Bezirk ist ein 2-stöckiges

Wohnhaus, auf jeder Etage 3 Wohnrrngen,
beginneud im ErdgeschoB. Die Wohnungen des' Erdgeschosses erhalten die Nummern 0i. bis 03
(innerhalb eines Stockwerkes spielt die Reihen-
folge der Wohnungen keine Rolle),
des 1. Stockes die Nummern 04 bis 06,
des Z. Stockes die Nummern 07 bis 09.

Zw eites Haus: Einfamilienhaus;
das Gebäude enthält nur eine Wohnung mit der
§rrmmgl Ql.

Wohnen avei oder mehr Haushalte in einer \fiefurrng, denn
mup die gleiche lfd. Nr. der Wohnung im Gebäude zweimal
oder mehrmals in der Verteilungsliste erscheinen (2.B. bei
Haupt- und Untermietern).

pis sinzslnenZnrlen sind aufsteigend zu numerieren.
Sonderfälle:
- Privathaushalte, die im Bereich von Gemeinschaftsunter-
künften vorhanden sind, müssen wie alle anderen Haus-
halte im Auswahlbezirk fortlaufend arrmsrisl[ werdeu.

- Für Gemeinschaftsunterkünfte ist als lfd. Nr. des Haus-
halts im Auswahlbezirk jeweils "00" zu sipp.ieren.

- Für leerstehende, gewerblich genutzte und von Angehöri-
gen ausländischer Streitkräfte bewohnte 1ry6furrngen ist
die lfd. Nr. des Haushalts offen zu lassen.

21-22

Lfd. Nr. der Woh-
nung im Gebäude

22- 23

Lfd. Nr. des Haus-
halts im Auswahl-
bezirk
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Spalten-Nr Erläuterung

Hier ist die tatsächliche Zahl der Personen im Haushalt ein-
zutragen. Diese Informationen können Sie von dem ange-
troffenen Auskunftspflichtigen in Erfahrlrr'g §1ingen, auch
bei vorliegendem Wunsch nach Selbstausfülhrng. Erhalteu
Sie z.B. in einem 4-Personenhaushalt nur fiit 2 Personen ge-
naue Aagaben je Person, so ist dennoch "04" einzutragen
(tatsächliche Zahl) einschlieBlich einem entsprechenden
Hinweis in der Spalte 1ilr 3"6s1krrngen.

Auch diese Information können Sie bei dem angetroffenen
Auskunftspflichtigen erfrageu, auch wenn die Befragung
schrift lich stattfinden soll.

Diese Spalte trifft nur für Bezirke zq die bereits im letzten
Jahr in die Erhebung einbezogen wuren.

Die Spalte ist jedoch nur auszufü,llen, wenn
- ein ganzer Haushalf, der bei der letzten Befragung noch
qicht im Auswahlbezirk wohnte, neu hinzugekommen ist
(Z.vtrg) oder

- ein ganzer Haushalt, der in die letzte Befragung einbezo-
gen war, jetzt nicht mehr vorhanden ist (Fortzug, Tod).

Die Fragestellung umfapt nicht Ver?incler rngen im Haus-
halt, die nur einzelne Personen betreffen.

Das Baualter ist aus dem Interviewervordruck 1 bzw. 1+ E
zu übernehmen. Es ist jedoch nur aazugeben, weill sich die
!flofurrng erstmals in der Erhebung befindet.

25-26

Zahl dq Personen
im Haushalt

27

Zahl dq Haushalte
in der Wohnu"g

28

Ganzsr Haushalt seit
der letzten Befra-
gung '..

29

Baualter der
\l/ghnrrng
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Spalten-Nr Erläuterung

In diese Spalte tragen sie bitte ein, ob der Haushalt Ihnen
Auskunft zu den freiwilligen Erhebungsteilen im Vordruck 2
bru.2+E gegeben hat.

Haben Sie die Befragu'g erfolgreich durchgeführt, tragen
Sie als Befragungsergebnis "1" ein.

Bei Haushalten, die eine Selbstausftillung wünschen, notie-
ren Sie eine "2".

Treffen Sie auch nach mehrmaligen Versuchen niemanden
an oder ist ein Haushalt nicht zur Auskunftserteilung bereit,
vermerken Sie eine "3" (keine Auskunft).

Leerstehende Wohnuugen sind -it "4", nicht in die Befra-
gung einzubeziehende Haushalte (Haushalte vou Angehöri-
gen ausläadischer Streitkräfte und bei ausschlieplicher
gewerblicher Nutzung der Räume) mit "5" zu sipnieren.

Diese Spalten fiillen Sie a- besten aus, wenn Sie alle Befra-
gungen abgeschlosseu habeu.
Hier tragen Sie ein, wie viele Vordrucke fü,r einen Haushalt
angelegt wurden (2.8. "2" für eineu Sechs-Personen-Haus-
ha.lt oder für einen kleiueren Haushalt, in dem eine Person
für sich allein auf einem getrennten Bogen antwortet).

In die Rubrik "Bemerk'ngen" können Sie beispielsweise
Termine für einen weiteren Besuch oder wichtige Mitteilun-
gen an das Statistische Landesamt eintragen.

30

Auskunft zu Vor-
druck 2 bmr.2+E

e

Befragungsergebnis

l-g
Zahl der Vordrucke

h

Bemerkungen
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lll. Erläuterungen zum Haushaltsmantelbogen

Wie ist der Haushaltsmantelbogeu auszufüllen?

Für jeden im Auswahlbezirk wohnendeu Haushalt (auch privathaushalte in
Gemeinschaftsunterkünften) und für jede Gemeinschaftsunterkunft ist ein Haus-
haltsmantelbogen anzulegen, unabhängig davon, ob der Haushalt angetr.offen
wurde oder nicht.

Bei Haushalten, die für längere Zeit abwesend bav. nicht anzutreffen sind oder
die keine Auskunft erteileo, ist nur der Teil I des Haushaltsmantelbogens auszu-
füllen.

Bitte beachten sie, dap auch für untermieter ein eigener Haushaltsmantelbogen
anzulegen ist!

ln dte znile jeder einzelnen Person machen sie ein Kreuz, wenn sie für d.iese per-
son Auskunft erhalten haben.

Bitte beachten sie, daB der angetroffene Auskunftspflichtige nicht die Namsa ds1

!!rg9" Haushaltsmitglieder offenbaren muB. Ist das von Ihnen angetroffene
Haushaltsmitglied nicht bereit, tbnen die Namen der übrigen Haushaltsmitglieder
zu nennen, so teilen Sie dies bitte dem Statistischen Landesamt mit. Geben Sie
dabei auch die Anzatrt der übrigen Haushaltsmitglieder an. Diese Auskun-ft kann
Ihnen das angetroffene Haushaltsmitglied nach § 10 Abs. 5 MZG nicht verwei-
gern.

Auch für eine leerstehspde \ryshtrrrng oder wenn eine Wohnung von Angehörigeu
ausländischer Streitkräfte privatrechtlich bewohnt wird, ist ein Haushaltsmantel-
bogeu anzulegen. In diesen Fällen füllen sie bitte die Anschrift aus, und
vermerken beim Familiennamen deutlich "leer" bzw. ,'Streitkräfte".
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lV. lnterviewervordruck
lV.1 Allgemeines zum lnterviewervordruck

Jeder im Auswahlbezirk wohnende Haushalt hat die g/ahl, ob er an der Befragung
mündlich oder schriftlich teilnehmen will. Darüber hinnu5 hat er die ryahl, ob er die
Fragen gemeinsam mit anderen Haushaltsmitgliedern oder für sich auf einem eigenen
Bogen beantwortet.

Für jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt und fü,r jede Gemeinschaftsunter-
kunft ist mindestens eine Erhebuugsliste (e nach mü,ndlicher bzw. schriftlicher Aus-
kunftserteilung besondere Form) anzulegen.

Ist die Zahl der Haushaltsmitglieder gröBer ats fünt, dann yeprysaden Sie zur Beant-
rvortung der Fragen eine zweite Erhebungsliste für die sechste, siebte und weitere Per-
son. Vergessen Sie nicht, die Ordnungsangaben auf die zweite Erhebungsliste zu über-
nehmen und die "lfd. Nr. der Person im Haushalt" entsprechend einzutragen ("06", "07"
usw.).

Analog ist bei Gemeinschaftsunterkünften zu verfahren (s. Interviewerhandbuch Teil 3,
Abschnitt 4).

Die Eintragungen in die Erhebuugspapiere neh-en Sie bine mit Kugelschreiber vor,
nicht aber mit Blei- oder Farbstift. Durch die direkte Eintragung der Angaben in
Signierziffern in die Erhebungspapiere für eindeutig klassifizierbare Antworten ist es
möglich, die jeweils in die Rubrik des betreffenden Haushaltsmitgliedes eingetragene
Schlüsselzahl gleich auf den Datenträger, oh"e vorherige Übertragung in eine Signier-
spalte, zu übernehmen.

Bei allen Fragen, bei denen die Angabe entfällt, sind keine Eintragungen zu machen,
d.h. die betreffende Spalte muB leer bleiben.

Ab 1991wird folgende Untergliederung der Fragebogen vorgenommen:

- Interviewervordruck 1 bzw. 1* E (Erhebr'"gsteile mit Auskunftspflicht)
Vordruck 1 beinhaltet dabei nur die Fragen des Mikrozensus, Yordruck 1* E die
Fragen des Mikrozensus, ergänzt rrm die in 4O Vo der Auswahlbezhke zu erhebeuden
Fragen der EG-Arbeitskräft estichprobe.

- Interviewervordruck 2bw.2 + E (Erhebungsteile mit Freiwilligkeit)
Vordruck 2 enthält dabei wieder nur die Fragen des Mikrozensus, Vordruck 2 * E
die Fragen des Mikrozensus, ergänzt um die n 40 Vo der Auswahlbezirke zu erhe-
benden Frageu der EG-Arbeitskräftestichprobe.
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Vi.2 Intervlewervordruck 1 bzw. 1+E

Frage-N;

Bauaiter der
Wohnung

Familienname,
\/orname

Lfd. Nr. der
Person

Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn eine Wohnung
erstmals in die Erh.ebung einbezogen ist. Bei nachträglichen
Um-, An- und Erweiterungsbauten ist das Jahr dieser Ver-
änderung maBgebend. In diesem Fall kinn das Baualter der
sinzelaen, Wohnungen inaerhalb eines Gebäudes vonei-oau-
der abweichen.

A. Angaben zur Person

Tragen Sie die Namen und Vornamen aller am Erhebungs-
stichtag (24. Aprtl199L) zum Haushalt gehörenden Perso-
nen ein. Beachten Sie, dap auch Haushaltsmitglieder, die
aus beruflichen oder aaderen GrüLnden am Erhebungsstich-
tag vorübergeheud abwesend sind, erfapt werden müssen;
zumindest müssen Sie die Anzahl dieser vorübergehend
abwesenden Personen, ftir die Sie ggf. keine Angaben
erhalten, beim angetroffeueu Haushaltsmitglied erfragen
und auf der Verteilungsliste festhalten bzw. dem Statisti-
schen Landesamt mitteilen. Die Eintragu"gen machen Sie
bitte in folgender Reihenfolge: Ehegatten, Kinder in der
Reihenfolge ihres Alters, andere Verwandte, famfüenfremde
Personen.

Geht die Zahl der Haushaltsmitglieder über füof hinaus, so
verwenden Sie einen zweiten Vordruck, den Sie deutlich
mit "2" kcnnzeichnen, und übernehmen die "Ordnungsanga-
ben" des ersten Bogens. Die "laufende Nr. der Person" im
zweiten Vordruck ändern Sie dann un§sdingt ab.

Erläuterung
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Frage-Nr. Erläuterung

Diese Frage ist nur in den Auswahlbezirken zu beantworten,
die bereits im Vorjahr in die Erhebung einbezogen waren.

Für jedes seit der letzten Erhebung bis einschlieBlich zuÄ
Stichtag 

^tgegangerie 
Haushaltsmitglied oder nicht mehr

zum Haushalt gehörende 
"5s6alige 

Haushaltsmitglied ist
entsprechend dem Grund der Verände1 'ng hier eine Ein-
tragung vorzunehmen. Die Eintragung erfolgt jedoch nur bei
der betroffenen Person.
Fi.ir neu hinzugekommene Personen siud auch die übrigen
Fragen der Erhebung zu beantworten, fü,r nicht mehr zum
Haushalt gehörende Personen bleiben die restlichen Fragen
unbeantwortet.

Ist ein gesamter Haushalt seit der letzten Befragung neu
ntgezogen, ist die Signatw "2' (Zvzng) für alle Personen des
Haushalts a"zugeben und alle übrigen Fragen zu beantwor-
ten. Für einen Haushalt, der nach der letzten Befragug
aufgelöst wurde, ist der eutsprechende Grund (Fortzug,
Tod) ebenfalls für alle Haushaltsmitglieder anzugeben. Die
übrigen Fragen sind für solche Haushalte nicht zu beant-
worten. Liegt für alle Haushaltsnitglieder nru ein Grund fur
den Wegfall vor, so ist lediglich ein entsprechender Eintrag
in Spalte 28 der Verteilungsliste vorzunehmen.

Verheiratete Personen gelten auch dann als verheiratet (2),
wenn sie getrennt leben. Personen, deren Ehegatte für tot
erklärt worden ist, gelten als verwinret (3).

2113

Veränderung des
Haushalts

18

Familisuslan6
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Frage-Nr Erläutemng

Ftir die 1. Person im Haushalt entfällt die Aagabe zu dieser
Frage (die Zrtfer "l" ist bereits eingedruckt).

Alle anderen Personen geben an, ob und wie sie mit der
ersten Person oder deren Ehegatte verwandt oder ver-
schwägert sind.

Beachten Sie bitte, daB auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekin-
der als Kinder ("3") gelten.

Für in Gemeinschaftsunterkünften lebende Personen, die
keinen eigenen Haushalt führen, bleibt diese Spalte leer.

Wenn neben der deutschen noch eine weitere Staatsangehö-
rigkeit vorliegt, so tragen Sie bitte "01." (Deutsch) ein.
Hat jemand mehrere fremde Staatsangehörigkeiten, lassen
Sie den Befragten entscheiden, welche davon eiagetragen
werden soll.
Tnhaber eines Nansenpasses sind Staatenlose ("50").

Unter hiesiger Wohnung ist diejenige Wohnu"g zu verste-
hen, für die diese Erhebungsliste ausgefüllt wird.

2122 Die Frage nach einer weiteren \Vshnrrng bezieht sich auf
das Gebiet der jetzigen Bundesrepublik Deutscbland, ein-
schlieplich der Länder der ehemaligen DDR sowie des
Ostteils von Berlin.
Hat ein Haushaltsmitglied - neben der vorwiegend benutz-
ten Wohnuag der Familis - noch am Arbeits-, Studien- oder
Schulort z.B. etn möbliertes Zimmer (auch Uuterkunft bei
Verwandten oder Bekannten), so ist "1" einzutragen, unab-
ha"gg davon, ob die Befragung dort oder a- Familien-
wohnsitz durchgeführt wird. Eine weitere \{s[arrng ftann

2119

Fa milienzusammen-
ha:rg

21

Staatsangehörigkeit

2122,23

Weitere 1rysfurrng
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Frage-Nr Erläuterung

auch sein: Wochenendhaus, Zweitwohnung, Baracke,
4r$silsrwshnhsin, Internat, Anstalt mit langfristiger
Unterbringung und behördlicher Meldung.

Für Wehrdienstleistende zählt die Kaserne immsl als wei-
tere Wohnung.

Weitere Wohnungen im Auslarrd sind nicht zu erfassen.

2123 Hauptwohnung ist die vorrviegend benutzte Wohnung des
Einwohners.

Bei Personen in den neuen Bundesläadern, die noch keinen
neuen Personalausweis besitzen, ist die Hauptwohnung im
noch güLltigen alten Personalausweis eiagetragen.

Für Verheiratete, auch wenn sie aus wirtschaftlichen oder
beruflichen Gründen nicht ständig zusammenleben (2.B.
Wochenend- oder Monatspendler, Arbeitneh-er auf Mon-
tage) ist nach dem neuen Melderecht die Wohnung der
pxmilie die vorwiegend benutzte Wohnung, also die Haupt-
wohnung.

Für alle übrigen Personen (Ledige, Verwitwete, Geschie-
dene sowie Verheiratete, die dauernd getrennt leben) bzw.
in Zweifelsfällen ist nach dem neuen Melderecht die vorwie-
gend benutzte Wohnung (Hauptwohnung) diejenige, wo der
Schwerpunkt der [,ebensbeziehungen des Einwohners liegt,
d.h. in der Regel die Wohnu"g, die mehr als die Häilfte des
Jahres bewohnt wird.
Ftir Wehrpflichtige ist die Hauptwohnung immsr die Woh-
nung, in der die Befragung stattfiadet. Die Kaserne glt als
Nebenwohnrrng.



-76

Frage-Nr Erläutertt.tg

(C) Schulbesuch

Kindergartery'Kinderkrippe/Kinderhort (0)
Hierunter fallen auch Sonderkindergärten und kindergar-
tenähnliche Einrichtunge n, z.B. Spielkreise. Auperdem sind
die Schulkindergärten und Vorklassen einschlieBlich ent-
sprechender Einrichtungen an Sonderschulen sinzuss2is-
hen.
Bei Kindern, die neben der Schule einen Hort besuchen, ist
dagegen "9" einzutragen.

Für SchüLler, die eine allgemeinbildende Schule besuchen, ist
nur die Klassenstufe anzugeben, die besucht wird, unabhän-
gig von der Schulart

Die Klassenstufen (auch Schuljahrgringe) werden, mit der
un tersten Klasse beginnend, aufsteigend gezählt.

Allgemeinbildende Schulen: Klassenstufe I bis 4 (,,1")
Hier sind Schüler nachzuweisen, die die Klassenstufen 1 bis
4 (Primarbereich) der Grundschulen, integrierten Gesamt-
schulen, Freien Wa.ldorfschulen, allgemeinbildenden poly-
technischen Oberschulen in der ehemaligen DDR oder
Sonderschulen besuchen.

Allgemeinbildende Schulen: Klassenstufe 5 bis 10 ("2")
Hierzu sind Schüler der Klassenstufen 5 bis 10
(Sekundarbereich I) an folgenden Schularten zuzählsal
- schulartunabhäingige Orientierungsstufe
- Hauptschulen
- allgemeinbildende polytechnische Oberschulen in der

ehemaligen DDR
- Realschulen
- Gymnasien
- integrierte Gesamtschulen
- Freie Waldorfschulen
- Sonderschulen
- Abendhauptschulen

2124

Schulbesuch
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Frage-Nr Erläuterung

- Abendrealschulen
- Spezialschulen in der ehemaligen DDR

Klassenstufe 11 bis 13 (ggnnnasiale Oberstufe) ("3")
Hierzu sind Schüler der Klassenstufen 11 bis 13 (Sekundar-
bereich II) an folgenden Schularten zu zählen:
- Gymnasien
- Integrierte Gesamtschulen
- Freie Waldorfschulen
- Erweiterte polytechnische Oberschulen in der ehemaligen

DDR
- Spezialschulen in der ehemaligen DDR
- Sonderschulen
- Fachgymnasien
- berufliche Gymnasien
- Abendgymnasien
- Kollegs
- Technische Oberschule (Baden-Wrirttemberg)
- Berufsoberschule (Bayern)

Berufliche Schulen ("4")
Hierzu zählea
- Berufsschulen
- Berufsschulen in der ehemaligen DDR-
- Berufsfachschulen
- Berufsgrundbildungsj ahr
- Berufsvorbereitungsjahr
- Handelsschr:len
- Kollegschulen (Nordrhein-Westfalen)
- Berufsausbildung mit Abiturprüfung in der ehemaligen

DDR
- Berufskollegs
- Pflegevorschulen an Krankenanstalten
- Krankenpflegeschulen
- Fachschulet,z.B.
- - Technikerschulen
- - Meisterschulen
- - Fachakademien
- - Berufsakademien
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Frage-Nr. Erläuterung

- - Bergingenieurschulen (die nicht Fachhochschulen sind)
- - Ausbildungsstätten für nichtärztliche Heilberufe

- Fachschulen in der ehemaligen DDR

Die l'achhochschulen ("5") - einschl. Verwaltungsfachhoch-
schulen - sind gröptenteils aus früheren Ingenieur-, Ver-
walLungs- oder Höheren Fachschulen hervorgegangen. Das
Fachhochschulstudium setzt in der Regel die Fachhoch-
schulreife voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel als
Präsenzstudium in Vollzeitform, i.n vielen Studiengängen
unter Einschlup berufspraktischer Ausbildungsabschnitte; es
gibt aber auch Formen des berufsbegleitenden Teilzeit- oder
Fernstudiums. Das Fachhochschulstudium ftihrt zu einer
Diplomprüfu ng (fri.iüer Graduierung).
Besucht der Betreffende einen Studienzweig des Fachhoch-
schulbereichs einer Gesamthochschule, so ist hier ebeofalls
"5" ei:rzutragen.

Hochschulen ("6") bereiten auf Tätigkeiteu vor, die die
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden
oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfordern.
Zu den wissenschaftlichen Hochschulen gehören die Uni-
versitäten ( einschl. der gleichrangigen Einrichtungen, wie
medizinische, Sport- und technische Hochschulen), pädago-
gische und theologische Hochschuleu. Kunsthochschulen
sind die Hochschulen für Bildende Künste, Gestaltung,
Musik, Film und Fernsehen. Das Hochschulstudirm setzt in
der Regel die allgemeine oder fachgebundeue Hochschul-
reife voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel als Prä-
senzstudium in Vollzeitform, in vielen Studiengängen unter
Einschlup berufspraktischer Ausbildurgsabschnitte; es gibt
auch Formen des berufsbegleitenden Teilzeir oder Fernstu-
diums. Den Studienabschlup bilden Hochschulprüfungen
(Diplom, Magister, Promotion usw.) oder Staats- bzw.
kirchliche Prüfungen.
Besucht der Betreffende einen Studienzweig des Hoch-
schulbereichs einer Gesamthochschule, so ist hier Schlüssel
"6" einzutragen.
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(D) Erwerbsbeteiligung, Arbeitsuche

Erwerbs- bzw. berufstätig sind alle Personen, die in der
Berichtswoche (22. bis 28. April 1991)

- in einem Arbeits-iDienstverhältnis stehen (auch Soldaten,
Wehrpflichtige und Zivildienstleistende)

- selbständig ein Gewerbe, einen freien Beruf, einen land-
wirtschaftlichen oder ähnlisfuen Betrieb betreiben oder im
Famili snf shieb mitarbeiten

- in einem Ausbildungsverhältnis stehen
- geringfügige oder gelegentliche Tätigkeiten ausüben.

Hierzu zählsa auch Personen, die
- normalerweise erwerbstätig sind, aber in der Berichtswo-

che z.B. krank oder im Urlaub waren
- sich im Erziehungsurlaub befrnden, eine Rückkehrgaran-

tie des Arbeitgebers haben und ihren Arbeitsvertrag nicht
gekündigt haben

- "Zeitrrcntner" sind, d.h. deren Arbeitsvertrag für l Jahr
ruht (nicht gekirndigt ist) und die nach diesem Jahr ihren
Arbeitsvertrag wieder erfüllen können (Rückkehrgarantie)

- ihre Tätigkeit nur für eine geringe Stundenzahl ausüben,
evtl. nur eine Stunde pro Woche)

- als mithelfende Familienangehörige ohne förmliches
ArbeitsverhäItnis im Betrieb eines Haushalts- bzw. Fami-
lienmitgliedes mitarbeiten

- sich als Rentner noch etwas hinzuverdienen
.! sich als Arbeitslose neben Arbeitslosengeld/-hilfe noch

etwas hinzuverdienen.

Ehrenamtliche Tätigkeiten, z.B. als Schöffe, Vormund oder
Stadtverordneter, sind nicht zu erfassen.

Erwerbs-/
Berufstätigkeit



20

Frage-Nr Erläuterung

Regelmäpige Tätigkeih Die Tätigkeit wird in regeLnäpigeu
Zeitabständen ausgeübt (2.B. täglich, einmal wöchentlich,
zweiTage im Monat).

Gelegentliche Tätigkeit: Der Erwerbstätige wird nur nach
Bedarf eingesetzt oder er sucht sich nur eine Arbeit von
kurzer Dauer (2.B. Ferienjob). Eine gelegentliche Tätigkeit
soll nur dann angegeben werden, wenn sie in der Berichts-
woche auch tatsächlich ausgeübt wurde. Einmalige Tätigkeit
nur in der Berichtswoche gilt als gelegentlich.

Aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen weisen wir
sssfi sinmal ausdrücklich darauf hin, dap ftir alle Haus-
haltsmitglieder, die hier angeben, erwerbstätig zu sein,
auch die Fragen im Teil "Gegenwdrtige/früüere
Erwerbstätigkeit" zu beantworten sind.

Bitte nehmen Sie hier jede in der Berichtswoche geleistete
Arbeit in einem vom Haushalt bewirtschafteten landwirt-
schaftlichen Betrieb auf, auch wenn es sich nur um gele-
gentliche landwirtschaftliche Hilfe gehandelt hat.

Landwirtschaftliche Arbeiten sind z.B. Feldarbeit, Arbeiten
bei der Tierhaltung, aber auch Bü,roarbeiten.

Nicht anzugeben sind hier hauswirtschaftliche Arbeiten (das
sind alle Verrichtungen im Haushalt fih die Beköstigung
und sonstige Versorgung der Familie des Betriebsinhabers).

Gibt der Befragte an, in der Berichtswoche in einem vom
Haushalt bewirtschafteten landwirtschaftlichen Betrieb
mitgearbeitet zu haben, so ist darauf zu achten, dap auch
alle Fragen im Teil "Gegenwärtige/früüere Erwerbstätig-
keit" zu beantworten sind.

2126

Landwirtschaft-
liche Mithilfe
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Eine geringfügige Beschäftigung ist eine Tätigkeit mit einer
Arbeitszeit unter 15 Stunden/Woche und einem Einkommen
bis ult]0 DM im Monat, die sozialversicherungsfrei ist. In den
neuen Bundesländern liegt die Einkommensgrenze bei
220Dil,l im Monat.

Tlpische geringfiigige Tätigkeiten:
- Pu%ätigkeit in einem Haushalt oder Betrieb
- Kinderbetreuung, Haushaltstätigkeit in einem Privathaus-

- §tunden- oder tageweise Aushilfstätigkeit in einem Kauf-
haus/Geschäft

- Kleinere handwerkliche Aufuäge oder Reparaturen
- Austragen von Zeitungen, Zeitschriften
- Verkaufp- oder Werbetätigkeit (auch Telefon- oder
Aupendienst)

- Nebenberufliche Tätigkeit für Versichelu.g oder Bank
- Ferien- oder Nebenjob als Schiiler(in) oder Student(in)
- Mitarbeit in einem Saisoubetrieb. z.B. in der Landwirt-

sch4ft oder bei der nfslslsllrrng üon Konserven; Gistge-
werbe

- Nebenberufliche Lehrtätigkeit, Nachhilfeunterricht
- Taxifahren, Aushilfstätigkeit bei einer Spedition
- Bezahlte Übungsleitertätigkeit in einem Verein

z.B. Program-

Diese Frage ist auch von Personen zu beantworten, die sich
in der Berichtswoche als nicht erwerbs- oder berufstätig
eingestuft haben ("Nein" in Frage 2125bnt.2l2ß).

Wird die Frage nach einer geringfiigigen Beschäftigung
vom Befragten bejaht, so sind im weiteren auch die Fragenfür Erwerbstätige insbesondere im Teil
"Gegenwdrtige/früüere Erwerbstätigkeit" zu beantworten.

Ausführliche Hinweise finden Sie darüber hinaus im 1. Teil
des Interviewer.Handbuches auf Seite 8.

2127

Geringfiigigc
Beschäftigung
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Diese Frage ist nur zu beantworteq wenn die Fragen 2125
bis 2/21 mit "Nein" beantwortet wurden. Bitte stellen Sie die
Frage an alle Nichterwerbstätigen im Alter vop 15 Jahren
und mehr, auch a-u Schüler und Rentner.

Eine Tätigkeit ist freiwillig unterbrochen z.B. von Haus-
frauen, die früher einmal erwerbstätig waren und jetzt wie-
der eine Berufstätigkeit suchen, oder von Handwerkeru, die
eine Meisterschule abgeschlossen haben und jetzt eine neue
Arbeitsstelle suchen.

Eine Arbeitsuche nach Übergang i:r den Ruhestand kann
erfolgen, wenn eine Person z.B. neben ihrer Altersrente
noch eine geringfügige Tätigkeit ausüben will.

Wenn eine der Fragen 2125 bis 2127 mit "Ja" beantwortet
wurden, stellen Sie bitte diese Frage z1t einer evtl.
Arbeitsuche.

Als arbeitslos gelten nur solche Personen, die normalerweise
erwerbstätig sind und z.Z. nur vorübergehend - da sie noch
keineu neuen Arbeitsplatz gefunden haben - aus dem
Erwerbsleben ausgeschieden sind, sowie Schulentlassene,
die sich um eine Lehr-/Arbeitsstelle bemüüen. Die Bezeich:
nung "arbeitslos" gilt äuch, wenn man nicht beim Arbeitsamt
gemeldet ist oder wenn men zwar gemeldet ist, aber kein
Arbeitslosengeld/-hilfe bezieht (Sipnierziffer"2").

Personen, die normalerweise keinem Erwerb nachgehen,
z.B. Ehefrauen ohne eigenen Beruf, gelten nicht als arbeits-
Ios.

2128

Arbeitsuche als
Nichterwerbs-
tätiger

Arbeitsuche als
Erwerbstätiger

2130

Arbeitslos
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In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, dap Arbeitslose, auch
wenn sie Arbeitslosengeld bzw. -hilfe erhalten, sich noch
etwas hinzuverdienen. Machen Sie dann ftir diese Erwerbs-
tätigkeit auch Angaben im Teil "Gegenwärtige/frühere
Erwerbstätigkeit".

Hat sich ein Haushaltsmitglied als arbeitslos bezeich-net (',1
oder 2"), so sind auch die folgenden Fragen über die
Arbeitsuche zu beantworten.

2131 - 2136

Die Fragen Zl3lbis 2136 snd für alle Arbeitsuchenden und
Arbeitslosen zu beantworten, d.h. wenn die Frage 2l?ß,2129
oder 2130 mit "Ja" beantwOrtet wurde.

Kommen mehrere Arten der Arbeitsuche in Betracht, so
geben Sie bitte die beiden wichtigsten Arten entsprechend
ihrer Bedeututg an.

Von Personen, die Arbeitslosengelü-hilfe erhalten, ist in
jedem Falle Arbeitsamt ("1') in Spalte 2ßj. sinzutlngsn.
Werden darüber hinaus weitere Möglichkeiten der
Arbeitsuche genutzt, so werden diese il SpaJteZl3}notiert.
Private Vermittlung tragen Sie bitte da''n ein, wenn über
eine Personalberatung oder ähntig[e Einrichtrr.gen Arbeit
gesucht wird.

Die Arbeitsuche über Freunde, Bekannte oder Verwandte
gilt dagegen als persönliche Verbindung ("6").

Als direkte Bewerbung ("5") gilt dis rrnmiflslbar vom
Arbeitsucheuden ausgehende schriftliche, telefonische oder
persönliche Bewerbung, die nicht auf ein Inserat, die Ver-
mittl,'"g durch das'Arbeitsamt oder durch Bekarrrls u.i.
erfolgt.

Suche noch nicht aufgenommdn ist nur dann anzugeben,
wenn eine Person tatsächlich eine Arbeit aufneh-en bzw.

2137,32

Arbeitsuche
erfolgt durch ..
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deu Arbeitsplatz wechseln möchte, aber zur Suche noch
keine Gelegenheit bzw. Zeithatte.

Bitte beachten Sie, daB eine Person, die eine Arbeitneh-
mertätigkeit sucht (Tätigkeit als Arbeiter, Angestellter, Aus-
zubildender oder auch als Beamter), auch anqibt, ob sie eine
Vollzeit- oder Teilzeittätigkeit sucht.

Diese Frage ist von allen Personen zu beantworteu, die die
Arbeitsuche bereits aktiv aufgenommen haben.

Beachten Sie, dap die Verfügbarkeit für die Berichtswoche
("sofort") oder die zwei nachfolgenden Wochen erfragt
wird.

Wurde die Arbeitsuche (von Arbeitslosen) durch eine zwi-
schenzeitliche Tätigkeit oder auch l?ingere Krankheit unter-
brochen, so ist nur die nach diesen Ereignissen folgende
Zeit als Dauer der Arbeitsuche anzugeben. Achten Sie
darauf, dap nur die Dauer der Suche, die vor dem Berichts-
stichtag (2a. April) liegt, angegeben wird.

Für Personen, die die Arbeitsuche noch nicht anfgenommen
haben, bleibt diese Frage unbeantwortet.

NurYordruckl+E!
Für Personen, die vor Beeinn der Arbeitsuche Schü,ler oder
Student waren, ist, auch wenn sie nebenbei eine geringfügige
Tätigkeit ausgeübt haben, "Vollzeitausbildung oder -fortbil-
dung einzutragen.

Dagegen gelten Auszubildende und Firmenpraktikanten als
erwerbs- bzw. berufstätig.

2133

Art der gesuch-
ten Tätigkeit

2134

Verfugbarkeit

2135

Dauer der
Arbeitsuche

2136

Situation vor
Beginn der
Arbeitsuche
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(D) Nichterwerbstätigkeit

Diese Frage ist nur zu beantworten, wenn eine Person z.Z.
nicht erwerbstätig ist (Frage A?5 wd 2/26: "Nein"), gleich-
gültig, ob sie eine Erwerbstätigkeit sucht oder nicht.

Wenn eine nichterwerbstätige Person bereits früher einmal
erwerbstätig war, geben Sie hier bitte an, wann fis5e fätig-
keit aufgegeben wurde, auch wenn dieser Zeitpunkt schon
viele Jahre zurückliegt.

Treffen mehrere Grifurde für die Beeudigung der letzteu
Tätigkeit zu, lassen Sie sich bitte den wichtigsten angeben.

NurYordruckl+E!

Diese 'Frage richtet sich nur an Personen, die weder
erwerbstätig noch arbeitsuchend sind, d.h. an diejenigen im
Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die die Fragen 2t25bisZl30
mit "Neinn beantwortet haben.

3/13

Früüere Er-
werbstätigkeit

3114

Beendigung der
letzten Tätig-
keit

3/15

Gruud für
Beendigung

17

Jetzige
Situation
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(G) Gegenwärtigefirühere Erwerbstätigkeit

Hier tragen Sie bitte den Namen der Firma, des Arbeitge-
bers, der Dienststelle, des Geschäftes, der Praxis, des eige-
nen Betriebes ein, bei dem das jeweilige Haushaltsmitglied
beschäftigt ist. Verwenden Sie bitte keine nur örtlich
bekannten Kurdormen der Firinennamen.
Der Name der Firma ist ein Hilfsmerkmal und dient aus-
schlieplich der genauen Zuordnung des Wirtschaftsaueiges.

Eine wteite Erwerbstätigkeit liegt vor, wenn in der
Berichtswoche neben der Haupterwerbstätigkeit eine wei-
tere Tätigkeit ausgeübt wurde, gleichgültig, ob diese regel-
mäpig oder nur gelegentlich ausgeübt wird.

Die Mithilfe in einem vom Haushalt bewirtschafteten land-
wirtschaftlichen Betrieb neben der normaleu Tätigkeit z.B.
git als zuteite Tätigkeit. Zweite Tätigkeiten sind oft soge-
nannte Nebenerwerbstätigkeiteu (ob Entgelte zu versteuern
sind oder nicht, ist unbedeutend).

Wenn diese Frage bejaht wird, müssen alle nicht durch-
kreuzten Spalten in der Znie "Zvteite gegenwärtige
Erwerbstätigkeit" für diese 2. fnargl[stfltigkeit beantwortet
werden.
ll Vergesseo Sie bitte nicht, die Eintragung der 'Lfd. Nr. ll
ll der Person im Haushalt" in der Vorspalte vornehmen. ll

3lc

Firma, Betrieb

3117

Zweite Erwerbs-
tätigkeit
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Zum öffentlichen Dienst ist derjenige zt zähtsa, der im
Dienste des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde, eines
Gemeindeverbandes oder anderer Körperschaften, Aastal-
ten und Stiftungen des öffent[chen Rechts oder der
Verbände von solchen steht. Hierzu zähtsaTätigkeiten bei:

- Behörflen des Bundes, der Länder, der Gemeinden und
der Gemeindeverbände, z.B. Regierung und Ministerien,
Gemeindeverwaltungen, Rechnungshöfe, Oberfinanzdirek-
tionen, Finanzämter, Staatshochbauämter, Bauämter,
Zollälr,1r.l, Polizei, Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, Ord-
nungsämter, öffentliche Kindergärten, Schulen und Hoch_
schulen, öffentliche kulturelle Einrichtungen (Theater,
Museen, Bibliotheken), Sozialämt er, öffentliche Kranken_
häuser, Heilstätten und Altershoime, Gesundheitsämter,
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen,

- Gerichten des Bundes und der Länder,

- rechtlich unselbständigen lJnterneh-en und rechtlich selb_
ständigen Unternehmen i- Besitz der Länder und Kom-
munen, die zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben in Form
einer Körperschaft des privaten Rechts geführt werden,
z.B. Wasserwerke, Verkehrsbetriebe, Energieversorgun.
gen, Flrgh2ifsn, Bianen- und Seehäfeu,

- luads5lahn, Bundespost,

- Kom-unalen Zweckverbänden, z.B. Krankenhauszweck-
verbände, Schulzweckverbände, Abwässer- und Abfallbe-
seitigungszweckverbände,

- Trägern der Sozialversicherung, z.B. Bundesversicherungs_
anstalt fih Angestellte, Landesversicherungsanstaltän,
gesetzliche Kra-okenkassen (AOK, Ersatzkassen), Berufs_
genossenschaften, Bundesanstalt füLr Arbeit einschl. ihrer
Dienststellen, Krankenhäuser und Gesundheitsdienst der
Träger der Sozialversicher urg,

- Bundesbank, Landeszentralban-ken,

3/18

Öffentlicher
Dienst



28

Frage-Nr Erläuterung

- sonstigen juristischen Personen, die überwiegend aus
öffentlichen Mitteln finanzigll werden, von*iegend aus
dem Bereich der Wirtschaft und ps15s[img (2.B. Max-
Planck-Gesellschaft , Fraunhofer-Gesellschaft ).

Zum Öffeutlichen Dienst sind nlchr zu zählsa Tätigkeiten
bei:

- Kirchen, karitativen Organisationen, Wohlfahrtsverbändeu,
religiösen Stift ungen; privaten, kirchlichen oder karitativen
Kindergärten und Schulen, auch wenn sie staatlich aner-
kannl si16, pivaten Krankenhäusern, Heilstätten, Alters-
heimen uad Vy'shnhsimen, auch bei solchen, deren Träger
Kirchen, karitative Organiffilisren oder Wohlfahrtsver-
bärnde srnd; pivaten kulturellen Einrichtungeu, auch denn
nicht, wenn sie Zuschüsse von Kommunen erhalten,

- Rundfunk- und Fernsehanstalten,

- rechtlich r"l6rl;iadigen Wirtschaftsunternehmen, die im
Besitz des Bundes, der Länder, der Gemeinden oder der
Gemeindeverbände sind und nicht zur p,1f[ltlrrng öffentli-
cher Aufgaben dienen,

- Körperschaften und Stiftrrngen des öffentlichen Rechts
(2.B. Industrie- und Handelskammerq Handwerkskam-
mern, Arzte- und Rechtsanwaltskammern, Verbäinde der
Sozialversicherungsträger),

- privaten Kreditinstituten; Bundes- und Landeskreditan-
stalten; Sparkassen, auch solche nicht, deren Träger
Gemeinden bzw. Gemeindeverbände sind; Bausparkassen;
privaten Krankenkassen,

- privaten Forschungsinstituten, auch solche nicht, die über-
wiegend oder ausschlieBlich aus Aufträgen des Bundes,
der Länder und der Kommunen finanziert werden.
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Bitte machen Sie möglichst genaue Angaben zum Wirt-
schaftszweig. Richten Sie sich nach dem überwiegenden
wirtschaftlichen Schwerpunkt des örtlichen Betriebes (nicht
des Unteruehmens), in dem die einzelnen Haushaltsmitglie-
der beschäftigt sind. Umfapt ein Betrieb mehrere Aufga-
bengebiete, so ist das überwiegende Betätigungsfeld der öit-
Iichen Einheit anzugeben

Beispiele: ,Werkzerrgmaschineufabrik (nicht Fabrik),
I-ebensmitteleinzelhandel (nicht Handel), Steuerberatung
(nicht Büro).

Zvildienstleistende geben den Wirtschaftszweig des Betrie-
bes, der Firma an, in dem (der) sie ihren ZivildiEnst leisten.

Nennen Sie bitte den genauen Beruf, den die personen z.Z.
ausübeu, nicht den früüer einmal erlernten.

Beispiele: Bilanzbuchhalter (nicht Angestellter), postschaff-
ner (nicht Beemter), Fliesenleger (nicht Fachaibeitery.

Zivildienstleistende geben die augenblicklich ausgeübte
Tätigkeit an.

Beschäftigt ein Selbständiger uur Mithelfende Famitisqan_
gehörige (ohne Loha/Gehalt), tragen sie bitte Selbständiger
ohne Beschäftigte ("0,') ein. Zu äen Selbständigeo ,äd"o
auch Hausgewerbetreibende.

Wenn jemand im Betrieb eines Verwandten ohne Lohn oder
Gehalt mithilft und füLr diese Tätigkeit keine pflichtbeiträge
zur Arbeiter- oder Angestelltenrentenversichbrung zatrIJn
mup, ist er sogenannter Mithelfender Familienangehöriger.

Wirtschafts-
zweig

3/b

Beruf

3/r9

Stelhrng im
Beruf
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Haushaltsmitglieder, die sich als Mithelfende Familisnangs-
hörige bezeichren, jedoch rentenversicherungspflichtig sind,
sind als Arbeiter oder Angestellte zu zählen, je nachdem, ob
sie Beiträge zur Arbeiter- oder Angestelltenrentenversiche-
rung entrichten.

A]s Beamte zähler, auch Beamtenanwärter, Beamte im Vor-
bereitungsdienst, Geistliche und Beamte der Römisch-
Katholischen Kirche und der Evangelischen Kirche in
Deutschland.

Die Bezeichnung "Beamter" wird häufig auch fü,r Angestellte
verwendet, so z.B. bei Versicherungsbeamten, Balkbeam-
ten, Betriebs- und Sozialbeamten. In diesen Fällen tragen
Sie Angestellter ("4") ein. In der Regel werden Sie aus dem
Namen der Firma erke.nen können, ob die Bezeichaung
Beamter bei der betreffenden Erwerbstätigkeit in eilem sol-
ghsa §inn gebraucht worden ssin kenn oder nicht. In Zwei-
felsfällen fragen Sie die Auskunftspersou bitte uochmals
genau.

Arbeiter ("5") sind sowohl Facharbeiter als auch angelernte
Arbeiter und Hilfsarbeiter.

Die Einordnung der mitarbeitenden Mitglieder einer Pro-
duktionsgenossenschaft erfolgt je uach der ausgeübten
Tätigkeit iri die beiden Kategorien

- Arbeiter
- Angestellte

AIs Auszubildende gelten auch Pral<tikanten, Volontäre und
Schüler an Schulen des Gesundheitswesens, die gleichzeitig
praktisch ausgebildet werden. Handwerklich und landwirt-
schaftlich Auszubildende zählen zu den gewerblich Auszu-
bildenden.

Berufssoldaten haben sich auf Lebenszeit zum Wehrdienst
verpflichtet.
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Zeitsoldaten siud diesen gleichgestellt; ihre Verpflichtung ist
jedoch auf eine fe5rimmte Zeit beschränkt (2,4,8 oder 12
Jahre).

Wehrdiensfleistende sind Personen, die nach Beendigung'ihrer 
Schulzeit bzw. Ausbildung ihren Wehrdieust h de;

Bundeswebr von derzeit L2 Monaten ableisten.

Zivildienstleistende lehnen den Dienst mit der Waffe ab und
verrichten anstelle des Wehrdienstes einen Zivild.ienst, vor-
r^nggim sozialen Bereich.

Wenn e!"e Tätigkeit zeitlich befristet ist, wird der Ablauf
des Arbeitsverhältnisses i6 algemeinen im Arbeitsvertrag
vereinbart, z.B. saisonbedingte Tätigkeit, spezieller Ausbil-
dungsvertrag, Jahresvertrag, Werkvertrag, ABM-Vertrag
(Vertrag im Rahmsn der ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen
der Bundesregierung). Beachten Sie aber bitte auch, dap ein
Arbeitsvertrag auch durch mündliche Absprache zustande-
kommen kann.

Lassen Sie diese Frage bitte auch beantworten, wenn nur
eine gelegentliche Tätigkeit vorliegt. Liegen mehrere
Grtinde für eine Teilzeittätigkeit vor, tragen Sie die niedrig-
ste Signierziffer ein.

Bei der normalerweise geleisteten Arbeitszeit sind gelegent-
liche oder sinmaligs Abweichrrngen nicht zu berückichiigen
(2.B. Urlaub, Krankheit, gesetdiche Feiertage, überstundin,
Kurzarbeit).
Wechselt die Arbeitszeit häufig oder arbeitet ein Befragter
nur gelegentlich, bitten Sie rrm Angabe der durchschnittlich
geleisteten Arbeitszeit für einen längeren Zruitra'rrrn.

3120

Arbeitsvertrag

YollzeiV
Teilzeit

-24

Normale
Arbeitszeit
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Der Zeitaufwand für den Weg zur Arbeitsstätte ist kein Teil
der Arbeitszeit.
Für Lehrer zählt auch der Zeitaufuand füLr die Unterrichts-
vorbereit'.9, die Teilnah-e an Lehrerkonferenzen usw. mit
zur Arbeitszeit; ebenso gilt arbeitsbereitschaft als Arbeits-
zeit.

Bei Mithelfenden Familieuangehörigen darf nur der Zeit-
aufivand für betriebliche Arbeiten, nicht der fti'r hauswirt-
schaftliche Arbeiten, berücksichtigt werden.
Die "normale" Arbeitszeit katttt bei Arbeitneh-ern z.B. von
der tarifrertraglich vereinbarten Arbeitszeit abweichen,
wenn sie regelmäBig wöchentlich Überstunden leisten.

Beträgt die Arbeitszeit 38,5 Stunden, so ist "lg, ginzghxgss.

Personen im Erziehungsurlaub, die z.Z. keine Tätigkeit aus-
üben, geben die vor Antritt des Erziehungsurlaubs norrna-
lerweise geleistete Arbeitszeit an.

Zrur zw eitnn gegenwärti gen Erwerbstätigkeit:
Aaalog ist bei der Angabe für eine evtl. vorliegende zweite
Erwerbstätigkeit zu verfahren.

Von Persouen, die neben einer zweiten Erwerbstätigkeit
noch eine weitere Tätigkeit (3. Erwerbstätigkeit) in der
Berichtswoche ausgeübt haben, sind die Slusdsqangaben
der 2. und 3. Erwerbstätigkeit zu addieren und'bei der zwei-
ten Erwerbstätigkeit einzutragen.

Bitte tragen Sie hier die in der Berichtswoche (22.bir'
28. April 1991) tatsächlich geleistete Arbeitszeit
(Arbeitsstunden und -tage) ein. Hierzu zählen auch Über-
stunden. Dagegen zählen Urlaubs- oder Krankheitstage und
andere Ausfalltage (siehe Frage 3128,29) nicht zur tatsächli-
chen Arbeitszeit.

sl25 - 27

Tatsächliche
Arbeitszeit
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3128,29

Grund für Ab-
'ysigfurrng der
Arbeitszeit

Diese Frage ist zu beantworten, wenn die Arbeitszeit des
Erwerbstätigen in der Berichtswoche kürzer oder lä.ger
war, als es der normalen Arbeitszeit entspricht.

Nennt man lhnen gleicbzeittg mehrere Gründe für eine
Abweichung, tragen Sie bitte die niedrigste Signierziffer ein.
Arbeitsschutzbestimmungen, auch Mutterschaft (,02,) wird
in der Hauptsache bei Jugendlichen und bei Beschäftigten in
Betriebeu oder Tätigkeiten mit besonderer Gesundhäitsge-
fährdung einzutragen soin, wenn u11s1 fs5timmten Voraus_
sotzungen Freizeit zu gewähren ist oder eine jeweils festge_
setzte Wochenarbeitszeit nicht überschritten werden darf.
Beachten Sie bitte, dap auch ArbeitsfreistgUrngen werden_
der oder niedergeko-mener Mütter den arbeitsschutzbe_
s[imrnunggq zuzuordnen sind.

Arbeitsstreitigkeiteu ("04,,) trifft zu für Streiks uud Aussper_
rungen.

Schlechtwetterlage ("05") kommt hauptsächlich in der Bau-
industrie und der Landwirtschaft vor.

Kurzarbeit ("06") kann nur bei abhängig Beschäftigten - also
bei Arbeitern uod Angestellten - angeärdnet *".ä"o, lrer,r,z.B. wegen Auftragsmangels weniger gearbeitet werden
kann.

Arbeitsauhahme ("07") wäre dann einzutragen, wena eine
neue Tätigkeit in der Berichtswoche, z.B. am-Mittwoch, auf_
genommen wurde.

Umgekehrt ist bei einer Beendigung im Laufe der Berichts-
w_oche ohne sofortige Aufnahmg einer neuen Tätigkeit "0g"(Beendigurg einer Tätigkeit) anzugeben.

Teilnahme an einer Schulausbildung, Aus- oder Fortbildung
('10') ist nur dann anzugeben, wenn d.iese nicht innerhalü
des Betriebes stattfindet. Für Auszubildende, die am Berufs_
schulunterricht teilnehmen, trifft d.iese Kategorie nicht zu.
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Für Personeu im Erziehungsurlaub, die keine Tätigkeit aus-
üben, ist sonstige Gründe für niedrigerc Arbeitszeit ("11,")
einzutragen.

Zur Beantwortung der Fragen zu den Sonderformen der
Arbeitszeit ist die erste Erruerbstätigkeit im Zeitraum
Februar bis April 1991 heranzuziehen. Personen, die ihre
Tätigkeit in den letzten 3 Monaten gewechselt haben,
beantworten die Fragen bitte für die jetzige Tätigkeit.

Die in den A-ntwortkategorien verwendeten Begriffe zur
Häufigkeit sind dabei wie folgt aufzufassen:

ständig: normalerweiss an jedem §ams[2g;
normalerweiss am jedem SoEn-
unüoder Feiertag;
normalerweise nur nachts

regetmäpig: nicht ständig, aber i.u gleichbleiben den Zeitab-
ständen

gelegentlich: nicht regelmäpig (hin und wieder der in unre-
gelmäpigen Zeitabständen, auch einmalig)

Samstagsarbeit liegt vor, wenn die gesamte Arbeitszeit oder
nur ein Teil auf den Samstäg äpischen 0.00 und 24.00 Uhr
fällt. Dabei ist es unerheblich, ob es sich dabei um eine tlpi-
sche Arbeitsschicht oder um eine normale Arbeitszeit bei
Betrieben mit 6-Tage-Woche handelt.

Arbeitete eine Person z.B. von Samstag 22.00 bis Sountag
6.00 Uhr, so ist sowohl die Frage nach Samstagsarbeit als
auch die uach Sonn- unüoder Feiertagsarbeit zu bejahen.

3137 - 46

Sa-stagsarbeit,
Sonn- und/oder
Feiertagsarbeit,
Nachtarbeit,
Schichtarbeit

3/37 - 38

Samstagsarbeit
bzw. Sonn-
und/oder
Feiertagsarbeit
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Nachtarbeit ist Arbeit, die zwischen 22.00 und 6.00 Uhr
geleistet wurde, gleichgiiltig, ob sie vorher bega"", später
endete oder ob Beeinn oder Ende innerhalb der Zeitspanne
vor22.00 - 6.00 Uhr lag.

Sofern ein Teil oder auch die gesamte Nachtarbeit auf einen
§amstsg unüoder einen Sonn-/Feiertag fiel, so sind auch die
Fragen 3/37.und/oder 3/38 entsprechend zu bejahen.

Sofern die Frage nach Nachtarbeit (3/39) bejaht wurde, so
sind hier die normalerweise auf den Zeitra,,n von 22.00 -
6.00 Uhr entfallenden Arbeitsstunden ei.nzutragen (2.B.
wurden bei einer Arbeitszeit von 12.00 - Z.N Uhr
4 Arbeitsstunden nachts geleistet).

Wechselt jedoch die nachts geleistete Arbeitsstundenzahl
(dies kr"" durch Wechselschicht bedingt sein), so ist die
durchschnittlich pro Nacht, in der die person arbeitete,
geleistete §lundsnzahl einzutragen.

Arbeitete z.B. eine Person im wöchentlichen Wechsel in
einer FrüLhschicht von 4.00 - 12.00 Uhr, Spätschicht von
12.00 - 20.00 Uhr und Nachtschichr von 20.00 - 4.ü), so sind
die Früüschicht mit zrrei und die Nachtschicht mit sechs
Nachtarbeitsstunden zu berücksichtigen. Der Durchschnitt
von 4 Stunden ist einzutragen.

Eine Person leistet Schichtarbeit, wenn sie
a) ihre Arbeit zu wechselnden,Znitenausübt (Wechsel-

schicht)

z.B.: - FriihsshisfuVspätschicht
- FrühschichVspätschicht/Nachtschicht
- TagschichtAlachtschicht

3/3s

Nachtarbeit

Nachtarbeits-
stunden

3141

Schichtarbeit
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- unregelmäBige Schicht (etwaZ Wochen
Frü,hschicht, dann 3 Wocheu Spätschicht)

- geteilte Schicht (Teil der Arbeitszeit am
Vormittag, anderer Teil am Abend)

b) ihre Arbeit 
^Nat 

z1t konstanter, aber ungewöhnligfie1 7e11
ausübt

z.B.: - Dauer-A.Iachtarbeit
- nur FrüLhschicht oder nur Spätschicht
- 24-Stunden-Dienst oder 36-Stunden-Dienst

Arbeitete eine Person in eiaem Betrieb mit Schichtarbeit
ausschlieBlich in einer "Normal-" oder "Tagesschicht" (2.8.
von 8.00 - 16.00 Uhr), so liegt keine Schichtarbeit vor.

Es ist jede Frage nach der Art der Schichtarbeit zu beant-
worten, falls die Frage nach der Schichtarbeit (3/a1) bejaht
wurde.

Als sonstige Schicht gilt jede Schichtart, die nicht in den
Spalten 3142 - 3145 gena.ont wurde (2.B. auch ein 24Stun-
den-Schichtdienst bei der Feuerwehr oder ein 36-Shrnden-
Schichtdienst von Arzten).

3142 - 46

Art der
Schichtarbeit
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H. Tätigkeitsmerkmate

Bei der Angabe der überwiegenden Aufgabe sollen dte Zwi-
schenüberschriften Ihnen eine grobe Orientiernng bei der
Zuordnr,.g zu den einzelnen Kategorien ermöglichen.

Die Angaben der Enryerbstätigen sind ggf. in die u-nter ,'1"

bis "9","0" $onann[gn Kategorien n) ',übersetzen',. Die
befragten Personen denken ja oftmals nicht in den aufge-
führten abstrakten Bezeichnrr"gen.

In vielen Fällen (insbesondere bei gehobenen Tätigkeiten)
ken'' 6s1 Aufgabenschwerpunkt nicht nach der Arbeitszeit
bzw. den Arbeitsstunden festgelegt werden. Dann ftä*"o
Sie lediglich nach der übertragenen Aufgabe zuordnen.

Beispiel: Führungskräfte werden - zeitlich gesehen - über-
wiegend telefonieren, Briefe schreiben, Dateu aufnehmen
und weitergeben; aber ihre Aufgabe besteht im Kern darin,
zu disponieren, zu führen oder zu leiten ("7").

Für Auszubildende ordnen Sie die Aufgabe bitte nach der
zu erlernenden Tätigkeit zu.
Soldaten haben die überwiegende Aufgabe des Sicherns und
Bewachens ("9").

Nun noch sinige Erläuterungen zu den Gruppen der
"überwiegend ausgeübten Tätigkeit" :

Maschinen einrichten/einstellen
Alle Tätigkeiten, die sich hauptsächlich auf das Inganghallel
vsn l\dssghinen und halb- bry. vollautomatischen A::lagen
beziehen, z.B Regeln bav. Steuern automatischer pio-
dultionsanlagen, Warten ysa Ivlssshinen und Fahrzeugen,
Kontrolle der richtigen Einstellung von Maschinen und
Anlagen.
Das blope Bedienen von Maschineq 2.ts. am Fliepband, ist
hier nicht gemeint; es ist dem Gewinnen/Herstellen zuzu-
ordnen.

3147

Überwiegende
Tätigkeit
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Gewinnen/Herstellen
Gewimen von Rohstoffen (Kohle, Erz, Erdöl Minerale).
Erzeugen vou landwirtschaftlichen und handwerklichen
Produkten.
Bearbeiten und Verformung von Werkstoffen, wobei die
§u[51anz dieses Werkstoffes nicht verändert wird (2.8. Holz,
Metalle, Kunststoffe).

Verarbeitung und Verformuqg metuerer Werkstoffe zu
einem oder mefueren Produkten (von Stoffen zu Beklei-
dung, von Leder zu Schuhen und Taschen).

Montieren, Zusammenbauen Eehrerer in der Regel vorge-
fertigter Teile zu einem ganzsn oder neuen Teilprodukt.
Montiören/Installieren: Einrichten oder Einbauen von Hei-
zungsanlagen, Wasser-/Gasleitu'rgen usw.

Reparatur/Handel
Auch Vermitteln von Wohnungen, I-mobilien, Arbeits-
kräften (ru "4").

Büro/Verrvaltung/Technisches Büro/Kontrolle
Organisieren, Disponieren ("7"): Vor allem Entwicl5lrng von
betrieblichen Absatz-, Ablauf-, Personal- u.a. Plänen.

Sonstige Dienstleistungen
f,sinigen von Textilien, Räumen, Glas, Gebäuden, Fahrzeu-
gen, Maschinen, StraBen, Kaminen (ru "8").

Sichern (zu "9"): Neben Tätigkeiten, die sich aus der
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit ergeben (Polizei,
Feuerwehr), auch solche der privaten und gewerblichen
(Sicherheitskontrolle, Werkschutz, Detekteien), wie auch
der natioualen (Bundeswehr) und der Gesundheit
(Desinfektion).

Betreuen (zu "0"): Geistige Betreuung erstreckt sich nicht
nur auf lsligiöses Gebiet, sondern auch auf das Wisseu
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(Bibliothekare, Museumsfachleute), Pflegen von Menschen
uld Tieren.

Publizieren, kü"stlerisch arbeiten (zu l'0"): Neben bildendeu
uud darstellenden Künstlern, Musikern und Schriftstellern
auch die Tätigkeiten in der Bild- und Tontechnik (soweit in
Vs1[indrrng mit künstlerischer Aussage), der Fotografen,
der Gestaltung von Räumen, Flächen (Dekorationsmaler)
und Blättern (Grafiker).

Die Abteilung des Betriebes, zu der ein Arbeitsplatz gehört,
kann sis[ von der Art der überwiegenden Tätigkeit der ein-
,zelnen Befragten selbst durchaus unterscheiden, z.B. ist fur
eine Schreibkraft h der Forschungsabteilung eines GroBbe-
triebes "4' (nicht "7") anzugeben.
Sind die Befragten in einem kleineren Betrieb beschäftigt,
der nicht la Abtsiftrngen gegliedert ist, so tragen Sie bitte "0"
ein.

Mit der "stellung im Betrieb" soll ilie Funktion des
Erwerbstätigen innerhalb der Firma,/Behörde a'rgegeben
werden.

Zur Abgrerzrng der einzelnen Ebenen bei deu Arbei-
tern/Angestellten lBeamtenMithelfenden Familienangehöri-
gen sind Hinweise in Form von Beispielen aufgeführt. Diese
Beispiele können auch als Berufsbezeichnungen auftreten,
sollen aber nicht als Kontrolle zur Berufsangabe verstanden
werden. Die Berufsangabe kann je nach Art des Uuterneh- _

mens ein sehr unterschiedliches Gewicht haben. Ein Ver-
käufer in einem Fachgeschäft wird z.B. eine andere Qualifi-
kation und daher Verantwortt'rg haben als ein Verkäufer
für Kurzwareu in einem Kaufhaus. Entsprechend wird sich
der erstere als "herausgehobene Fachkraft" verstehen und
"7" eintragen, während der zweite unter "5" einzuordnen ist.

3148

Betriebs-
abteilung

3149

Stellung im
Betrieb
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Mitglied einer
Produktions.
genossenschaft

,zihnlich wird die Chefsekretärin eines Abteilungsleiters (mit
hohem Anteil selbständiger Tätigkeit) einer höheren Ebene
angehören als die "Schreibkraft, (u4,).

Umgekehrt ist jedoch auch darauf zu achten, dap sich der
Befragte nicht zu hoch einstuft. Bei einem pharmareferenten
etwa, der in seiner Eigenschaft als qualifizierte Fachkraft
eines Chemiewerkes Arzte besucht, ist nicht "g" - Sachge-
bietsleiter/Referent - einzutrageo, sondern je nach ausbil-
dung "6" oder "7",

Diese Frage trifft nur für Haushalte in den neuen Bundes-
ländern und im östlichen Teil Berlins zu, da es produktions-
genossenschaften im übrigen Bundesgebiet nicht gibt.

Ein Betriebswechsel mup nicht in allen Fällen mit einem
Wechsel des Arbeitgebers/Unternehmens verbunden sein.
Es ist daher auch anzugeben, wenn der Erwerbstätige zwar
beim gleichen tlnternehmen beschäftigt ist, jedoch n ene,
anderen Zweignrederlassung gewechselt hat.

Ein Wechsel des ausgeübten Berufs kann nug6 .bn,
Umschuhrng stattfinden. Auch Berufswechsel, die ohne
Firmenwechsel erfolgten, sind anzugeben.

3/51

Betriebswechsel

Berufswechsel
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Situation ein Jahr vor der Erhebung

Nur Vordruck 1+ E!

Mit der Erhebung von Daten über die Situation im Vorjahr
könaen inzwischen singetretene Veränderungen eindeutig
als tatsächliche Verändenngen der Situation der Befragten
festgestellt werden. Daten dieser Art benötigt die EG für
Vergleiche der Entwicklung in den einzelnen Länderu, ins-
besondere im Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die 96. At
ergreifenden Mapnahmsa.

NurVordruckl+E!

Diese Fragen sind nllr zu beantworten, wenn der Wohasitz
Ende April 1990 nicht mit dem gegenwärtigen Wohnsitz
äfslein5gimmt, also Frage 3153 mit "Nein" beantwortet
wurde.

NurVordruck 1 + E!

Vgl. die Erläuterungen zu den entsprechenden Fragen zur
gegenwärtigeu Erwerbstätigkeit (3125 - 3ß0, 3l a, 3lt9).

3/53- 3/d

Situation ein
Jahr vor der
Erhebuag

3/54 - 59

Wohnungs-
wechsel

3/60 -

Beteiligung am
Erwerbsleben,
Erwerbstätig-
keit Ende April
1990
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(E) Krankenversicherung

Betriebskrankenkasse der Bundesbahn, Bundespost und
des Bundesverkehrsministeriums
- Beamte, die in dieser Betriebskrankenkasse versichert sind,

geben hier Zlffer "7" (private Krankenversig[s1rrng) ar.
- A-ogestellte und Arbeiter in dieser Betriebskranl<en-kasse

erhalten hier die Zilfet "2" (Betriebskrankenkasse).

In der Landwirtschaftlichen Krankenkasse ('6') sind alle
IJnternehmer der Land- und Forstwirtschaft, die Mithelfen-
den Familienangehörigen nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres, Altenteiler u.ä. versichert.

Die Sipatur "9n ist nur dann einzutragen, wenn eine Person
Anspruch auf Krankenversorgung ohne ein direktes Versi-
cherungsverhältnis mit einer Krankenversicheru'g hat.
Diese wird arischen dem zuständigen Amt und der Versi-
cherung pauschal begrüurdet (2.8. für §efalhilfesmpfängs1,
Kriegsschadenrentner, Empfänger von Unterhaltshilfe aus
dem Lastenausgleich und deren abhängige Angehörige).

Freie Heilfürsorge der Polizei, Bundeswehr und Zivil-
dienstleistenden ("9")
Die freie Heilftirsorge der Polizei kann von verschiedenen
Gruppen in Anspruch genommen werden, z.B. von Bereit-
schaftspolizisten in Ausbildung, aber auch yea §[amm-
beamten in den Besoldungsshrfen A 5 bis A 9. Darüber
hinaus gibt es in den Bundesländern unterschiedliche
Regelungen.

Alle Soldaten (Webrpflichtige, Zeit-lBerufssoldaten,
Wehrübende) unterliegen der "Freien Heilfürsorge der
Bundeswehr". Die Freie Heilftirsorge kennt jedoch keine
Mitversicherung der abhängigen Familienangehörigen.

Angehörige vor 7*it-l Berufssoldaten müssen sich daher
selbst versichern.

3/6s

Krankenkasse/
-versicherung
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Angehörige von Wehrpflichtigen sind weiterhin (wenn sie
nicht selbst versichert sind) als Familisnmilglied mitversi-
chert, und zwar in der Krankenkasse, in der der Webr-
pflichtige vor seiner Einberufuag versicherf war.

Angehörige von Wehrübenden sind wie Angehörige von
Wehrpflichtigen rtt behandeln. (Die Krankenvslsisfusvrrng
der Wehrübenden läuft fur die Zeit der Wehrübung weiter.)

Abgesehen von "geringfügig Beschäftigten" (siehe 2lZl wd
3/67) sind grundsätzlich alle Arbeiter und Angestellten dann
pflichtversichert ("1"), wenn ihr monatliches Bruttoeinkom-
men 4 875 DM - jährliches Einko-men 58 500 DM - (seit
L.Januar 1991) nicht übersteigt. In den Bundesländern
Brandenburg, Meckleuburg-Vorpommern, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt, Thtiringen und im Ostteil vou Berlin darf das
monatliche Bruttoeinkomm eo.Z 250 DM - das jährliche Ein-
kommen n 000 DM - nicht übersteigeu. Liegt ihr monatli-
ches Einkommen darüber, so sind sie freiwillig versichert,
können (in seltenen Fällen) aber auch in einer privaten
Krankenversicherung versichert sein.

Versicherte in einer privaten Krankenversicherung stehen
immer in einem freiwilligen Versicherungsverhältnis.

Beamte i:r der Betriebskrankenkasse der Bundesbahn und -
post sind freiwillig versichert (Ziffer "2").'

Erziehungsurlauber geniepen Beitragsfreiheit nur in der
gesetdichen Krankenversicherung (Ausnahme: Personen
ohae Krankengelda:rspruch uud Berufslose); es gilt i.d.R.
das Versicherungsverhältnis, das vor Antreten des Erzie-
hungsurlaubs galt.

Personen im Vorruhestand sind wie vor dem Eintritt in den
Vorruhestand versichert (also freiwillig auch dann, wenn das

Versicherungs-
verhältnis in
der KV
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Einkommen unter der üblichen Grenze von 4 g75,- DM
brutto monatlich liegt).

Arbeitslose, die Arbeitslosengeld/-hilfe bzw. Unterhaltshilfe
beziehen, sind in der Krankeuversicherung pflichtversichert.
Es besteht ein Versicherungsverhältnis bei der trGanken-
kasse, bei der die betroffene Person zuvor versichert war.

Wenn eine Familie Anspruch auf Sozialhitfe hat, beachten
Sie bitte, dap auch minderjährige Familienangehörige einen
eigenen Aaspruch haben, so dap auch für dieie die Signier-
zlffer "4" einzutragen ist..

Die Eintragung "4" oder "5" setzt unbedingt ,'9,' in der Vor-
frage voraus.

Wenn eine Person Anspruch auf freie Heilfürsorge der poli-
zei usw. hat, können die Familienqngehörigen niält bei aie_
ser Person mitversichert sein. Vielnehr ist die Ehefrau
selbst pflichtversichert aufgrund einer eigenen Tätigkeit
oder freiwillig versichert. Die Kinder dieserEhefrau köinen
durch ihre Mutter versichert sein.
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(F) Rentenverslcherung

Pflichtversichert in der gesetzlichen Rentenversicherung
(GRV) sind hauptsächlich Arbeiter und Angestellte
(Ausnahmsn s.u.), bestimmte Selbständige (2.8. Hausge-
werbetreibende) sowie Wehr- und Zivildienstleistende.

Arbeitslose gelten seit 1. Januar 1983 nicht mehr in der
Berichtswoche als pflichwersichert in der GRV (die Zeit
wird als Ausfallzeit gewertet).

Wehrpflichtige, Soldaten auf Wehrübung (für mindsstsns
3 Tage Dauer) und Zivildienstleistende sind in dem Zweig
rentenversicherungspflichtig, dem sie vor ihrer Einberufung
angehörten. Wer vorher nicht dei gesetzlichen Rentenversi-
cherung angehörte - auch nicht als freiwilliges Mitglied -
wird während seiner Dienstzeit in der Angestelltenrenten-
versicheru:rg (BfA) pflichtversichert.

Folgende Personengruppen gehören nicht zum Kreis der
Pflichtversicherten:

- Beamte und vergleichbare Angestetlte mit [sfsaslänglicher
Versorgung nach beamtenrechtlicheu Grundsätzen (sog.
DO.Angestellte). Diesen selteuen Angestelltentypus findet
man bei Sozialversicherungsträgern (Landesversi"5"1 rnBS-
anstalten, Berufsgenossenschafteq Orts-, Innnag5kr.anken-
kassen, landwirtschaftliche Alters- und Krankenkassen u.ä.,
nicht jedoch Ersatzkassen). Jedoch sind nicht alle dort
beschäftigten Angestellten auch DO-Angestellte! Der sog.
"Bankbeamte" ist in der Regel rentenversichep"' gspflichti-
ger A:rgestellter.

- Selbständige (Ausnahme siehe oben) und Mitheltende
Familienangehörige ohne Arbeitsvertrag. Wer als Mithel-
fender Familienangehöriger einen Arbeitsvertrag hat, ist

3167

Pflichtversi-
chert am Stich-
tag in der GRV
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sowohl in der Krankenversichenrng als auch in der Ren-
teuversicherung pflich&ersichert - es sei denn, er fiele
unter die genennten Ausnahmsn. Mithelfende Familissan-
gehörige mit Arbeitsvertrag sind auch im Abschnitt
"Erwerbstätigkeit, Arbeitsuchende" als Angestellte oder
Arbeiter einzutragen und nicht als Mithelfende Familiss-
angehörige.

- Angestellte können von der Versicherungspflicht befreit
sein, wenn sig einen güLltigen Befreiungsbescheid der Bun-
desversicherungsanstalt ftir Angestellte (BfA) besitzen. Es
handelt sich hierbei um einen sehr kleinen Kreis, der bis
z:sm 3L.L2.L967 nicht der Versicherungspflicht unterlag
uud der sich unter bestimmten Bestimmungen auch über
diesen Zeitpunkt hinaus befreien lassen konnte. Nach dem
Rentenreformgesetz habeu diese Angestellten .ab 7.1..1973
aber wieder die Möglichkeit, in die
A-ugestelltenrentenversichsn n g einzutreten.

- Geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer sind auch von der
Rentenversichep'ngspflicht befreit. Eine Erwerbstätigkeit
wird versichel 'ngsrechtlich dann als eine geringfiigige
Beschäftigung bzw. geringfiigige selbständige Tätigkeit
bezeichnet, werul sie nur "kurzfristig" ausgeübt oder nur
"geringfügig entlohnt" wird. Eine Tätigkeit gilt in Jahr
1991 als:

- kurzfristig, wenn sie im Laufe eines Jahres ihrer Eigen-
schaft nach oder im Voraus vertraglich auf eine Dauer von
höchstens zwei Monaten oder 50 Arbeitstage begrenzt ist.
- geringfügig entlohnt, wenn sie avar laufend oder in

regelmäBiger Wiederkehr ausgeübt wird, die vereinbarte
Wochenarbeitszeit aber unter L5 Stunden liegt und das
durchschnittliche Arbeitsentgelt regelmäpig im Monat
480,- DM nicht übersteigt.

- Personen, die sich im Erziehungsurlaub befindeq sind
i.d.R. pflichwersichert in der gesetzlichen Renten-
versicherung (Ausnah-s; z.B. Beamte). Die Beiträge
gelten als durch den Bund entrichtet.



Frage-Nr

-11 -

3/68

Erläuterung

Wer am Erhebungsstichtag arbeitsunfähig kranl ist urd zu
dieser Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt mehr bezieht, isr
nicht unter dieser Frage, sondern ggf. uater den Folgefragen
nt zÄhlen. Das gleiche glt fün werdende Mütter und Wöch-
nerinuen am Erhebungsstichtag, die aufgrund des Mutter-
5gfiutzgesetzes nicht mehr beschäftigt werden uud zu dieser
Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt beziehen.
Auch Rentner könneq wen" sie noch erwerbstätig sind, in
eiaer Rentenversicherung versichert sein.
Bitte beachten Sie, daB die Frage, ob ein Haushalsmitglied
Beiträge zur Altershilfe fur Landwirte zahlt, hier nicht zu
stellen ist.

Eine Pflichwersicherung in den letzten 12 Monaten liegt
dann v61, wenn wenigstens ein Pflichtbeitrag in diesem Zeit-
13rrm salris[tet wurde, aber ia der Berichtswoche keine
Pflichwersicherung mehr besteht, z.B. wenn sich eine Person
selbständig gemacht hat oder il ein Bea-tenverhdltnis
überno-men worden ist.

Wenn die in deu letzten L2 Monaten gezahlten Beiträge
zurückerstattet wurden, tragen Sie dieses früüere Versiche-
ruugsverhäItnis bitte nicht hier ein.

Bei dieser Frage sind Eintragungen vorzunehmeo, rvenn
Haushaltsmitglieder in den letzten L2 Monaten vor der
Berichtswoche nicht versicherungspflichtig waren, sich aber
freiwillig versichert haben, um einen Rentenenspruch zu
erwerben.
Auch hier sind rückerstattete Beiträge nicht anzugebeu.

Pflichrver-
sichert in den
letzten L2
Monaten ia der
GRV

3/69

Freiwillig
versichert in
der GRV
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Frage-Nr [1tf,uts1rrng

Hier geben Sie bitte an, ob Haushaltsmitglieder ta der Zrit
vom 1.1.194 bis ein Jahr vor der Erhebung irgendwann
ginmal Beiträge zur Rentenversichenng gezahlt haben (2.B.
wenn sie i-hre Erwerbstätigkeit aufgegeben haben, um sich
der Erziehung i-hrer Kinder zu widmeu).

Wenn Personen bereits eine Rente beziehen, sind die früüer
gezahlteu Beiträge zur Erlangung dieser Reute hier nicht
anzugeben.

Auch wena früüere Beiträge zurückerstattet wurden, tragen
Sie sie ebenfalls nicht ein.

3170

Beiträge seit
7.1.L924 b der
GRV
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(L) Unterhalt, Einkommen

Auch für Erwerbstätige mup die Erwerbstärigkeit uicht die
überwiegende Uuterhaltsquelle sein (2.B. Auszubildende
beziehen oft ihren Lebensunterhalt von den Eltern).

Rentner, die uoch erwerbstätig sind könneq je nach
Umfang ds1 LeisFrngen, überwiegend von ihrer Erwerbstä-
tigkeit oder ihrer Rente leben.

Fiu Betriebsrenten arx einer betriebtichen Ntersvesorgung
vermerken Sie in den (wohl seltenen) Fäi[eD, in denen diese
die überwiegende Unterhaltsquelle darstelleq die Signa-
tur 3.

Ehef.rauen, die z.B. aus einer "Nebentätigkeit" ein geringes
zusätzlishm Einkommen beziehen, von dem sie nicht allein
leben können, geben hier "Unterhalt durch f,fusmann' (4)
an.

Regelmäpige Leistungetr aus Lcbensversicherungen
(einschl. der Iristuugen aus den Versorgungswerken für
ls5timmts Freie Berufe wie z.B. Arae, Apotheker) sind als
"Unterhalt aus eigenem Vermögeu' (5) einzuordnen.

Stellt das Erziehungsgeld den überwiegeuden Lebeusunter-
halt dar, so ist dies den "Sonstigen Unterstützutrgen" (O
zuzuordnen.

Bei Personen, die sich aufgrund von Tarifuerelslurrngen im
Vorruhestand befinden, glt das sog. Vomrhestandsgeld
weder als finksmmss aus Erwerbsgitigkeit noch als Rente.
Bezieht ein Haushaltsmitglied seinen überwiegenden
Lebensunterhalt aus dem Vorruhestandsgeld, so ist "7
(Sonstige Untersttitzunget (2.8. BAFöG, Vomrhestands-
geld) einzutragen.

3171

(Iberwiegender
lrbensunter-
halt
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3172 - 75

Öffentliche
Rente, Pension

Hier sind alle Renten der einzelnen Haushaltsmitglieder
anzugeben, auch wenn sie davon nicht ihren überwiegenden
Lebensunterhalt bestreiten. Uoterscheiden Sie uach eigenen
Versichertenrenteu und uach Witwen-, Waisenreuten u.ä..

Eine eigene Rente bezieht ein Rentner aufgrund seiner
gezahltet Beiträge zu einer ls15isf,s1rrng.

Pensiouen aus öffentlichen Kassen erhalten nur Beamte und
Persouen, die unter Art. l:11 Grundgesetz fallen. pensions_
zahlungen im Rahmen einer betrieblicheu Altersversorgung
werden hier nicht berücksichtigt.

Zahlungen an Hinterbliebene aus den Renüenzweigen siud
in den Spalten TVitwen-, Waisenrcnten, -pensionen usw.',
anzugeben.

Beachteu Sie bitte aucb, dap Kinder selbst (Halb-) Waisen-
renten erhalten und diese Renten nicht Teil der Rente der
Mutter sitrd.

Za det "übrigen öffentlichen Renten,, gehören auch die
Zahlungen der Altershilfe für Landwirte, also die Landab-
gaberente und das Altersgeld.

Wenn jemand mehrere Renteu nebeneinander erhdlt, tragen
Sie sie in der Reihenfolge nach der Höhe des monatlichen
Betrages ein, getreunt nach eigener ban. Witwen-, Waiseu-
rente. Die Renten der Gesetzlichen Rentenversicherung
(BfA, KRV, LVA) sind bei Dreifachbezqg von Versicher-
tenrenteu vorrengg einzutragen.
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Frage-Nr Erläuterung

\Yohngeld (0) kann nur eine Person im Haushalt beziehen.

Sozialhilfe (1) erhält jedes einzelne Haushaltsmitglied, das
die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt, so daB auch Kinder
Bezieher von Sozialhilfe sein können.

Erziehungsgeld ist als "sonstige öffentliche Unterstützung"
(3) einzutragen.

Bezieher von Yorruhestandsgeld aufgrund von Tari.fuer-
trägen (Alter -i"destens 58 Jahre) erhalten diese Zahlun-
gen vom früLheren Arbeitgeber. Daher ist dieses Einko-men
den "Betriebsrenten" (4) zuzuordnen.

Leistungen aus Versorgungswerken fü,r bestimmte Freie
Berufe wie z.B. Arzte,Apotheker sind unter "Leistungen aus
der Lebensversicherung" (7) einzutragen.

"Private Unterstützungen" (9) köunen z.B. auch die Zahlun-
gen sein, mit denen Elteru ihre auswärts studierenden Kin-
der unterstützen, oder Stipendien sowie Alimentations-
zahlungen.

Auch kleine Kinder können schon eigene private Einkom-
men beziehen, z.B. aus Vermiet 'ng oder eigenem Vermö-
gen. Diese Einkommen sind deshalb auch bei den Kiadern
selbst einzutragen.
Wenn jemand mehrere private Einkommen bezieht, tragen
Sie diese bitte entsprechend ihrer Höhe ein.

77

Private und
sonstige
Einkommen
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Frage-Nr Erläuterrrng

Tragen Sie bei dieser Frage bitte die Summe aller Einkom-
mensarten frr jedes Haushaltsmitglied - also auch flür Kin-
der - ein.
Berücksichtigen Sie bitte, dap die einzelnen Einkommens-
klassen gegenüber früüeren Erhebungen geäindert wurden.

Bitte beachten Sie, dap hier 6* §sJlesinkomrnen im April
1991 angegeben werden soll, also shns lshnsteuer, Kirchen-
steuer, Sozialversicherungsbeiträge u.ä. Beträge.

Zuschüsse zum Vermögenswirksamen Sparen sind jedoch
dem Nettoeinkommen zuzurechnen, ebenso Vorschüsse, ggf.
der vom Arbeitgeber getragene Anteil einer Werkwoh-
s u''gsmiete u.ä. Beträge.

Auch Sachbezüge (Natur albezäge, Deputate) sind hier
anzugeben. Erhält ein Haushaltsmitglied von seinem Arbeit-
geber volle Verpflegung unüoder Unterkunft, so sind fol-
gende Werte - ggf.. zlsätdich zum Lohn - für die Sachbezüge
einzusetzen:

Art des
Sachbezuges

Monatlich
alte B.länder neue B.länder

Freie Kost + Woh-
ar'g einschl.
Heizung und
Beleuchtu"g

Volle Kost

lryshnung mit
Heizung und
Beleuchtung

DM 550,--

DIt,,{297,--

360,--

294,§

DM253,-- 65,70

79

Netto-
einkommen
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Wird die freie Kost und Wohnung nicht nur dem
Arbeitnehmer allein, sondern auch seinen Familien-
angehörigen gewährt, so ist der Wert der Sachbezüge zu
erhöhen:

1. Für die Ehefrau vm8/J Vo
2. Für jedes Kindbis zum 6. Lebensjahr vm30 Vo

3. Für jedes Kind im Alter von mehr als 6 Jahren w 4O Vo

Bitte beachten Sie, dap auch Kinder Einlünfte haben kön-
nen. Gedacht ist hierbei an Waisenrenten, Alimenten-
zahlungen und Ausbildungsbeihilfen.

Einko-men in ausländischer Währung sind in Deutsche
Mark umzurechnen.

Hat ein Haushaltsmitglied Einkommen aus mehreren der
angeführten Quellen, so sind die einzelnen Beträge zu
addieren.

Trennungsentschädigungen, Auslös'ngen usw. gelten nicht
als Einkommen.

Da Selbständigen oft nur der Nettobetrag des gesamten Jah-
res bekannt ist, muB für diese Frage das Jahreseinkommen
durch 12 geteilt werden.

Für selbständige Landwirte bzw. Mithelfesds pamilisaange-
hörige ohne Pflichtversicherung in der Rentenversicherung
brauchen Sie keine Angabe zur Höhe des Einkom-ens zu
machen (Signatur "50").

Die wichtigsten Einkommensquellen sind:
1. Lohn oder Gehalt
2. Gratifikation (13. Monatsgehalt)
3. Unteruehmereinkommen
4. die in den Fragen 3172 -77 genannten

Einkommensarten
5. Arbeitslosengeld/-hilfe
6. Kindergeld
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Spalten-Nr Erläuterung

Als Ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk, die Auswahlbezirksnummer und die
laufende Nummer des Haushalts im Auswahlbezirk aus der Verteilungsliste zu über-
nehmen.

Lfd. Nr. der
Person im
Haushalt

Achten Sie bitte darad dap die Reihenfolge der Personen
mit der im Vordruck 1 oder 1+E übereinstimmt.

A. Angaben zur Person

Bitte beantworten Sie diese Frage auch für Personen, die
nicht mehr verheiratet (also verwitwet oder geschieden)
sind. Für ledige Personen lassen Sie die Frage unbeantwor-
tet.

E. Krankenversicherung

Richten Sie diese Frage bitte an alle Haushaltsmitglieder,
die angegeben haben, dap sie krankenversichert sind.

Wenn Haushaltsmitglieder zusätzliche Teilversicherungen
abgeschlossen haben, die z.B. Anspruch auf Tagegeld bei
Krankenhausaufenthalt fsinhalgsa, vermerken Sie bitte
"Ja" (1).
Auch als Mitglied einer privaten Krankenversicheru''g kann
m2n etDe zusätzliche private Krankenversicherung
abschliepen.

4116,17

Eheschlies-
sungsjahr

18

Zusätzhche
private
Krankenversi-
cherung
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B. Ausländer

Der Fragenkomplex "Ausländer" ist nur an Personen zu
richten, für die zur Frage nach der Staatsangehörigkeit
(Spalten 2120, 21im Vordruck 1 bzw. L + E) die Schlüssel
"02" bis "50" eingetragen wurden.

Für Deutsche bleiben die entsprechenden Spalten leer,

Bitte beachten Sie folgeuden Sonderfall:

Hatte eia Ausländer nach einem erstet Zuztg in die
Bundesrepublik Deutschland für mehr als 6 Monate die
Bundesrepublik wieder verlassen und kehrte anschlieBend
zurück, so ist das Jahr des areiten (drinen) Z'uangs hier
anzugeben. Nur bei unter 6monatigem Auslandsaufenthalt
ist das Jahr des ersten Zuzugs in die Bundesrepublik
anzugeben.

Bei Ehepaaren ist die Zabl der Kinder je Altersgruppe nur
bei einem Elternteil einzutragen. Kinder, die auch in der
Bundesrepublik leben, werden nicht gezählt.

4119,20

Aufenthalts-
dauer

4121 - 4124

Kinder im
Heimatland
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K.-O4 und Weg zur Arbeitsstätte, (Hoch-)
Schule

Für Personen, die füre Arbeitsstätte, (Hoch-)Schule von der
Wohnung aus, in der die Befragung stattfindet, aufsuchen,
ist anzugeben, wo diese Arbeitsstätte, (Hoch-)Schule liegt.
Für die übrigen Erwerbstätigen tragen sie bitte "0" (Entfällt,
da kein Pendler von der hiesigen Wohnung) ein.

Geben Sie bitte fik Erwerbstätige als Arbeitsort den Ort an,
an dem sie arbeiten, also nicht den Ort, an dem die Firma
ihren Hauptsitz hat, wenn sie in einer Zweigniederlassung
tätig sind.

Bitte beachten Sie, dap im Rah-ep der Gebietsreform meist
mehrere fräher selbständige Gemeinden zu einer Gropge-
meinde arsammengeschlossen wurden. Liegen Wohnsitz
tlnd Arbeitsort in verschiedenen Ortsteilen der heutigen
Gropgemeinde, ist "innerhalb der Wohnsitzgemeinde,' (1)
einzutragen.

Berufsschüler müssen den Ort der Arbeitsstätte und nicht
den der Berufsschule angeben.

lvsnn \Iy'shnsitzgemeinde und Arbeitsstätte ba*. Schule im
gleichen Bundesland liegen, lassen Sie diese Frage unbeant-
wortet.

Für Personen mit wechselndem Arbeitsort (2.B. Vertreter,
Reisende) ist hier "9" einzutragen.

Bitte lassen Sie sich hier den durchschnittlichen Zeitauf-
wand bei normaler Verkehrssituation angeben (keine
Extremwerte).

4127

Arbeitsort

29

Bundesland

4/30

Entfernung

1

Zeitaufivand
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Tragen Sie hier bitte ein, welches Verkehrsmittel das ein-
zelne Haushaltsmitglied flir den längsten Teil der
Wegstrecke benutzt, wenn es mehr als ein Verkehrsmittel
benutzt.

4132

Verkehrsmittel
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Spalten-Nr Erläuterung

(l). Aus- und Weiterbildung

"Ja" ist anzugeben, wer. ein allgemeiner SchulabschluB
bereits erreicht wurde.

Bei dieser Frage ist jeweils nur die erfolgreich abgeschlos-
sene Schulausbildung anzugeben, und zwar der letzte
erreichte Abschlup. Schü'ler, die noch eine allgemeinbil-
deude Schule besuchen, müssen diese Frage nicht beant-
worten.

Volks-/Hauptschulabschlu p:
Dieser Abschlup l5ann qnsfi Erfüllung der Vollzeitschul-
pflicht von derzeit 9 bis 10 Schuljahren ar Volks-
/flauptschulen, Sonderschulen, Realschulen, integrierten
Gesamtschulen und Gymnasien sowie nachträglich auch an
beruflichen Schulen erworben werden.

Realschulabschlup oder gleichwertiger Abschlup:
Abschlupzeugrnis der Realschule, Abendrealschule, eines
Realschulaveiges an Gesamtschulen, AbschluBzeugnis siney
Berufsaufbau- oder Berufsfachschule, Versetzungszeugnis in
die 11. Klasse eines Glmnnasinms

Abschlup ds1 allgemeinbildenden polytechnischen Ober-
schule in derehemaligen DDR:
Abschlupzeugpis der 10. Klasse 61s1 allgemeinbildenden
polytechnischen Oberschule in der sf,s6aligen DDR.
Fachhochschulreife
AbscbluB einer zweijährigen Fachoberschule, eines Fach-
gymnasiums oder einer Höheren Berufsfachschule; Abgang
nach der 12. Klasse eines Gyrnnasiums

Allgemeine oder fachgebundene Hochschulreif'e (Abitur/
Fachabitur)
Abschlup eines Glmnasiums, Abendgymnasiums, Kollegs
zur Erlangung der Hochschulreife; AbschluB eines Fach-

Allgemeiner
SchulabschluB

4r.1 6es altge_
meinen Schul-
abschlusses
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Spalten-Nr Erläuterung

gymnasiums, z.B. Wirtschaftsgymnasit'-. Hierzu zählt auch
der AbschluB der erweiterten Oberschule sowie einer
Berufsausbildung mit Abitur in der ehemaligen DDR.

Geben Sie hier bitte nur den letzten AbschluB an; meist ist
dies auch der höchste Abscblup.
Abschlup einer khr-/Anlernausbildung oder gleichwertiger
Berufsfachschulabschlu p
Bei AbschluB einer Lehr-/Anlernzeit von minds5lens 2 Jah-'
ren tragen Sie bitte Abschlup einer lehr-/Anlernausbildung
('2') ein. Gleichwertiger BerufsfachschulabschluB ist das
Abschlupzeugnis einer Berufsfachschule für Berufe, für die
nur eine Berufsfachschulausbildung möglich ist, z.B. Höhere
Handelsschule.
Personen, die ihre berufliche Ausbildung to 6"t 

"6stnaligenDDR abgeschlossen haben, können als letae berufliche
Ausbildung eine berufliche Teilausbildung absolviert haben.
Die berufliche Teilausbildung wird absolviert fär
Arbeitsaufgaben, die üblicherweise Aufgaben eines entspre-
chenden Facharbeiters sind, für die allein aber kein Fachar-
beiterabschluB erforderlich ist. Die Teilausbildun g zählt zlur
Berufsausbildung und erfolgt auf der Grundlage eines Lehr-
vertrages für vorzeitige Abgänger der Oberschule und fü,r
Abgänger einer Hilfsschule. Sie ist auch fih Werktätige
möglich. Diese Teilausbildung ist ebenfalls mit"2" zu schlüs-
seLu.

Als berufliches Praktikum ('3') glt eine mindestens sechs-
mouatige praktische Ausbildung, die meist vor oder wäh-
rend der theoretischen Ausbildung an einer Fachoberschule,
Fachschule, Fachhochschule oder Hochschule auBerhalb
dieser Schule absolviert wird, z.B. Technisches Praktikum.

Abschlup einer Fachschule in der ehemaligen DDR
Im Gebiet der ehemaligen DDR gbtleab es Fach- und Inge-
nieurschulen ("5"), z.B. fü,r Grundschullehrer, Ökonomen,
Bibliothekare, Werbung und Gestaltung. Nur ein solcher
Abschlup ist hier anzugeben.

4135

Beruflicher
Ausbildungs-
abschluB
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Der Erwerb eines Fachschulabschlusses im übrigen Bundes-
gebiet ist Bit "4" (Meister-/Techniker- oder gleichwertiger
Fachschulabschlup) zu schlüsseln.

Fachhochschulabschlup (auch Ingenieurschulabschlup)
Das Studium an Fachhochschulen ('6') fü-hrt zur Graduie-
rung. Gleichwertig ist hier die Berufsakademie anzusehen,
auch die frür.heren Ausbildungsgänge an Höheren Fach-
schulen ftir Sozialwesen, Sozialpädagogik, Wirtschaft usw.
und an Polytechniken sowie die früheren Ingenieurschulen.

Hochschulabschlup ("7") beinhaltet auch das Studium an
Gesamthochschulen, Fernuniversitäten, techn;schen Hoch-
schulen und pädagogischen sowie theologischen und Kunst-
hochschulen.

Wenn in Frage 4135 (beruflicher Ausbildungsabschlup) ein
FachhochschulabschluB (auch Ingenieurschulabschlup) oder
Hochschulabschlup angegeben wurde, ist die Hauptfach-
richtung des letzten Abschlusses möglichst genau und aus-
fü.hrlich ( z.B. Maschinenbau, Elektrotechnik, Sozialpädago-
gL) ,u erfragen und einzutragen.

Wenn in Frage 4135 (berlflicher AusbildungsabschluB)
"HochschulabschluB" (7) angegeben wurde, ist hier nach-
zufragen, ob es sich dabei um einen HochschulabschluB mit
Promotion handelt.

NurYordruck 2 + E!

Berufliche Fortbildung hat zlm Ziel, berrrfligfus Kenatnisse
und Fertigkeiten aufrecht zu erhalten, zu erweitern, der
technischen Entwicklung anzupassen oder einen beruflichen
Aufstieg zu ermöglichen. Sie knüpft an bereits vorhandene
berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten an.

4le

Haupdach-
richtung

4136

Hochschulab-
schlup mit
Promotion

Fortbildung/
Umschulung
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Hierzu zähl1 7.3.'
- Besuch von Meister-flechnikerschulen
- betriebliche Kurse zur Erhaltung und Ergänzung des
beruflichen Wissens

- Fernunterricht aus dem Lehrangebot privater oder
verbandlich er Fernlehreinrichtungen

Berufliche Umschulung hat zum Ziel, den übergang in
einen anderen Beruf zu ermöglichen, z.B. oach "ir"-Unfall.

Auch eine weitere Lehr-lA_nlernausbildung kann eine
UmschulungsmaBnahms sein. Ftir die Teilnahme am Furk_
kolleg uad ähnlichen Angeboten der Rundfunkanstalten etc.
tragen Sie bitte Fortbildung auf andere Art ("6") ein.

Für bereits abgeschlossene Fortbildungs_ oder Umschu_
lungsmaBna-hmen ist hier die Dauer aozuleber. Ist die Fort_
bildung oder Umschulung noch nicht abgeschlossen, geben
Sie bitte Signierziffer "6', an.

-61.-

Nur Yordruck 2+ E!

NurVordruck2+E!

Diese Fragen siad nur au personen im Alter von 15 bis unter
50 Jabren zu richten.

Es sind sowohl Aus- und porl§ildrrngsmäBnahmgn zu erfas_
sen, die noch andauern, als auch solche, die in den letzten
vier Wochen besucht oder abgeschlossen wurden.

Als sonstige Ausbildung, Fortbildung, Umschulung ist auch
der Besuch einer Hochschure oder einer berufsbildenden
Schule einzutragen.

4138

Dauer der
Fortbildung

4139 - 41

Aus- und Fort-
bildung

4/39

Lehrausbil-
dung, sonstige
berufliche
Ausbildung
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NurYordruck2+E!

Als erste berufliche Ausbildung gelten die Lelv'l
Anlernausbildung, der llochschulbesuch und der Besuch
berufsbildender Schulen, soweit noch keine andere berufli-
che Ausbildurig erworben wurde.

1

Zweck der
Ausbildung
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Gesetz
zur Durchführung diner Repräsentativstatistik
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt

(Mikrozensusgesetz)

Vom 10. Juni 1985

(ncrr. r s. 95t f)

Oer Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gesetz beschlossen:

. §1
Art und Zwcck der Eräcbung

(1) Über die Bevölkerung und Cen Arbeitsmarkt wird
in den Jahren 1985 bis 1990 eine Eundesstatistik aut
repräsentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgef ührt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es. statistische Anga-
ben in tieter lachlacher Gliederung über die Bevötke-
run9sstruktur, di6 wirtschattliche und soziale La96 der
Bevölkerung und de. Familien, den Arbeitsmarkt, die
beruiliche Gliederung und Ausbldung der Eruerbsbe-
völkerung sowre die Wohnvertältnisse bereitzustellen.
oie ErEebniss6 sind Grundlage tür politischs Entschei-
dungen in Bund und Ländern.

§2
ErhebungsainhGit.n

(t) Bhebungseinheiten sind Personen, Haushatte
und Wohnungen. Sie werden durch ßathematische
ärlallsvedahren au, dei Grundlage von Flächen oder
vergleichbarer Bezugsgrößen (Auswahlbezirk) ausge-
wähll.

(2) ln den Auswahlbozirken werde{r die Erhebungen in
bis zu vi!r auleinandertolgenden Jahren durchgeführt.
Jährlich wird mindeslens ein Vieriel Cer Auswahlbezirke
durch n6u in die Auswahl einzubeziehende Auswahl-
bezirkc ersetzt.

(3) Enen Haushall brlden alle Pe'sonen, die gemein-
sam wohnen und wirtschatlen. Wer allein wirlschaftet,
bildet einen eigenen Haushalt. Personen mit m6hreren
Wohnungen sind in ieder ausgewählten Wohnung einem
Haushall zuzuordn€n.

§3
Merk,nala

('l ) Oer Mikrozensus erhebt Medmalo über persönli-
che und sachliche Vefiällnisse, die zur stalistischen
Verwendung bestimml sind (ErhebunEsmerkmale) oder
die, vorb€haltlich der Begelung in § ll Abs. 4, der
Durchlührung der Stichprobe dienen (Hillsmerkmale).

(21 Oie E hebungsmerftmale dürlen aul die ,ür die
maschinelle Weiteruerarbeitung bestimmten Oalenträ-
Eer übemommen wercren. Hilrsmerkmale dürren nur
gelrennl rron den E hebunEsmertmaten au, gesondert€
,ü. die mas€hinelle WeiteNerarbeitung bestimmte
Oalenträger übcmommen werden, loreit sie nach § 1 t
Abs- a oder § 13 Abs. 5 venvendet werden dürten.

§4
. Oldnungsnummern

0ie im E iebungsverfahren zur Kennzeichnung stati-
stischer Zusammenhänge veNendeten Nummeln
(Ordnungsnummem) dürl6n au, die für die maschinelle
Weiterverarüertung bestimmten Datenträger übemom.
men werden. Oiesa Nummem dürlen nur Angaben nach
den §§ 5 und 6 über Gebäude., Wohnungs- und Haus-
haltszugehörigkeit enthalten.

§s
Erhcbungsmerkmala

(1) Folgende Eäebungsmerkmale werden jähflich
edragh
1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung ats alleinige Woh-

nung. Haupt- oder Nebenwohnung (§ 12 Melde-
. rechtsrahmengesetz): Zatrt Cer Haushalte in Cer

Wohnung und der Personen im Haushalt wohnunEs-
und HaushaltszuEehörigkeit sowie Familienzusam-
menhang (Zugehörigkeil der Person zu einer
bestimmten Wohnung und einem bestimmten Haus-
halh Zugehörigkeit zu eine, bestimmlen Famitie: Arl
der VeHandtschaft: Schwägerschafr der Familien-
mitglieder eines Haushalts); Ve(änderunE der Haus-
haltsgrö8a und -zusammensetzung seit der letzten
Befragung durch Gebun, Tod od6r Umzug: Eaualters-
9rupp6 der arstmals in die &hebung einbezogenen
Wohnungen; Geschlecht Geburtsjahr qnd -monal:
Familienstandi EheschlieBungsjahc Staatsangehö-
rigkeit

2. Ewerbslätigkelt, Arbeitssuche; Arbeitslosigkeil;
Nichtarweöstätigkeit Kind im Vorschulaltec Schü-
ler. Student;
a) tlir Erwerbstätige:

Fegehäßige cder gelegentliche Tätigkeit: Voll-
zeil- oder Teilzeittätigkein Ursachen einschließ-
lich der aöeitsmarktbezogenen Gründe ftir Teil-
zeittätigkeit belristeter oder unbelristeter
Arbeitsvertrag: nomaleileise gelerstete

. vr6chentliche Arbeitszett (nach Slunden und-
Tagen) uncl tatsächlich in der Berichtswoche
geleistete Arbeitszeit (nach Stunden u6d Tagen)
sowie arbeitsmarktbezogene Grunde und andere
Ursachen tür den Unterschied: Stellung im Berul:
Wirtschaftsar/eig des Betriebes: lür Personen mrl
einer afleiten E werbstätigkeit zusätzlich: Slel-
lung im Berut Wrtschaftszweig des Eelriebes:
normalerveise geleistelc wöchentliche A.beils-
zert (nach Stunden und T.Een) und tatsächlich in
de, Berichtswoche geleislete Arbeitszeit (nach
Slunden und Tagen):
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b) tür Arb6ilsloso und Arteitsuchenda:
Bezug von Aöeitslosengeld. -hitte: Art. AnlaB und
Dauer der Arbeitssuche: Arl und Umlang det
gesuchten Tätigkeit vertügbarkeit lür ein6 neue
Arbeitsstelle: Gründe Er die Nichtverrügbarkeil
(Krankheit, Ausbildung. bestehend6 Tätigkeit und
andere umstände):

c) tür Nlchterwerbstätige:
. frühere Eruerbstätigkeit Zeitpunkt sowie arbeits-

marklberogene und andere Beendigungsgründe
lu, die letzte Tätigkeih wirlschattszweig und Stel-
lung im Berul der lelzlen Tätigkeih

d) lür Kinder im Vorschulalter
Besuch von Kiniretgärlen;

e) lür Schület und Sludenten:
Art der besuchten Schule oder Hochschul€;

3. Art des übenriegenden Lebensunterhalts (Eilerbs-
tätigkeit Aröeitslosengeld. -hilte: Rente, Pension;
Unterhalt durch Btern, Ehegatlen oCer andere; eige-
nes Vermögen, Vermietung, Znsen, Altenteil; Sozial-
hilre; sonslig€ UnterstüEungen); Arl der ötlentlichen

. Renten, Pensionen unlergliedert nach eigener odel
Witwen-, Waisenrenta, -pension (Arbeiterrenl6nv€r-
sicherung Knapgschattliche Rentenversicherung;
Angestelltenrentenversiche rng; Pension; Kriegs-
oplenente: Unlallversicherung; Flent6 aus dem Aus-
lanq übri96 ötenUicho Rente); Arl der sonstigen
ötlantlichen und privalen Einkommen (Wohngeld;
Sozialhilts; BNöG; sonstige öllentliche Unterstüt-
zung; Betriebsrentr: Altenteil; eigenes Vermögen,
Znseni Leistungen aus d€r Lebensversicherung;
Vermietung, Verpachtun$ private Unlerslützungen);
Höhe des monauichen Nettoeinkommens nach En-
kommensklass6n in einer StallelunE von mindesten3
I 50 Deutsch€ Llatlq

.1. Zugehörigkeit zur gesetrlichen Krankenversithe-
rung nach Kassrnarlen, Zugehörigkeit sur privaten
KrankeNersicherung s(Mie sonstiger AnsDruch aut
Krankenversorgun$ A.t de3 Versicherungsyerhält-
nisses; zusätslich€r privsler Krankenveisicherun g3-
schutE Arl de3 Versichcrungswrtätnisses (pfl icht-,
fieiwillig versiched) und Zweie d€rgesetzlichen Flen.
tenversicherung ail Zal deJ E iebung und in den
lotzlen arrölt Monaten davq: Zahlung von Beiträgen
in der gesetslichen Rsnt6nyersicherung seit dem
1. Januar 192.1

miteinefi Auswahlsatsrcn 1 vqfl Hunde( de. Beyöko-
rungl

5. Anzahl der Urlaub3- und EilElungsreison von lünl
und m€ht Tagen: ähl der beteiligten Haushaltsmit-
gliedB,: Beginn und benutzte! Vertehrsmittel; -b6i
Auslandsreisen auBerdsm: Zelland: bei lnlandsrai-
s6n eußetdem: Art Eel: Dauer und Unterkunftsarl

mil einem AuswahlsaE von 0.t vom Hunded de, Beyöl-
kerung:

(2) Folgende E iebungsmert nalE werden ab t 985 im
Abstand vo.'r ar€i Jahren erlraG
l. ausgeübter Berul in der crsten und afleilen oder ln

der letzton ErueröJlätigkcit Msrkmal. de. ausgeüb-
len Be,ruts und (b3 AöoitsplaE€s unter besond€rer

Berücksichtigung der Anlorderungen de3 Afbeits-
marktes: Slellung im Betrieb: Berufs- und Belnebs-
wechsel;

2.höchst6r SchulabschluB an allgemeinbildenden
Schulen: Art, Oauer und AbschluB der schuiischen
und praktischen Berulsausbildung sowie der berulli-
chen Fortbildung und Umschulung: Hochschulab-
schluB nach Art und Haupt{achrichtun€f

3. boi Ausländern: Aufenthaltsdauer, Zahl und Alter der
im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
Ehegatte oder Eltern;

4. Art und Größe des Gebäudes mit Wohnraum, Nut-
zung der Wohnung als Egentümer, Hauptmieler oder
UntemieteI Eigentumswohnung, Freizeitwohnung:
Enzugsjahr des Haushatts; Ausstattung der Woh-
nung mit Küche, Kochnische, Bad oder Ousch€ und
WC: Arl der Beheizung und der Heizenergie; Ftäch6
der gesamten Wohnung; Zahl der Räume mit sechs
und mehr qm und der davon unteruermieteten oder
gewerblich 9enützten Fläume; Baualtersgruppe:
Leerslelien der Wohnung;
bei vemieteten Wohnungen außerdefi[
Höhs der monatlichen Miete und der Nebenkosten;
ErmäBigung oder Weglall der Miet6: Nutzung als
Dienst-, Werts-, Beruts- oder Geschättsmietwoh-
nunE;
bei Nulzung der Wohnung durch den Egentümer
auBerdem:
Art und Jahr des &werbs

mit ein6m Auswahlsatz von 1 vom Hunderl der Beyölke.
rung.

(3) Folgende Erhabungsmerimale werden im Ab-
sland Yon drei Jahren ertragt:
L bei Erweöslätigen sowie Schülem und Studenten:

Gemeinde der Arbeits- oder Ausbildungsstätle:
hauplsächlich benutztes Verkehrsmitlel: Entlernung
und Zeitautwand lü, den Weg zur Arbeits- od€r Aus-
bildungsstätte

ab I 985 mit einem Auswahlsatz von I vom Hunderl der
BeYölkerung;

2. Oauer €iner Krankheit oder Untallvsrl€tzung: Arl des
Unlalls: Art und Oauet de, Behandlung; Oauer einer
Aöeitsunlähigkeit: Vor3orge gegen Krankheiten;
Krankh€itsrisiken;

3. amtlich anerkannte Behinderleneigenschaft und
Grad der Behinderung

ab 1988 mit einem Auswahlsatz von 0,5 vom Hunderl
der Bevölkerun$
4. Arl der priyaten und betrieblichen Altersyorsorge,

Höhe der Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenklassen

ab 1 986 mit einem Auswahlsatz von 0,25 vom Hunderl
der Bevölkerung.

§6
Hillsmeümalc

(r) Hillsme.kmale sind:
t. Vor- und FamiliGnnamon der Haushallsmitgli€dei
2. Teletonnummori



§7
ErhebungssleIcn

Erhebg6na"t",,"n für den Mikroszensus sind die sta-
lrstischen Ämter der Länoer.

§8
' lnlcruicwe,

(1) Für die Erhebung soilen lnteruiewer eingeserzt
werden. Sie sind von den &hebungsstellen auszuwäh-
len und zu bestetten.
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3. SIraße. Hausnummer, Lägs der uJohnung im
Gebäude;

4. Vor- und Famrlienname des Wohnungsinhabers;
5. Name der Arbertsstane.

(2) oas Hrltsmerkmal Name der Aöerlsstalte nacn
Absatz t Nr. 5 darl nur aur Überprulung der Zuordnung
der Etuercstatigen zum Winschalisz*e,g re*endei
werden.

§e
Auskunftspllicht

(1 ) Auskuntlspllichtiq srnd
1. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 brs 4. Aös_ 2

Nr- 1 bis 3 und Abs. 3 Nr. t, 3 und 4 sowre nach § 6
Abs. 1 Nr. t, 3 und 5 alle Volliähngen oder ernen erge-
nen Haushalt tührenden Minderjährigen, auch lür
minder,ähri9e Haushaltsmitqlieder. Für volltahnge
Haushaltsmrtglieder, die wegen erner Behrnoerung
\elbst nicht Auskunft geben können, rst jedes anCere
auskuntlspflichtrge Haushaltsmitglied auskunfts-
pflichtig. ln Gemeinschafts- und Anstaltsunrerxünl-
ten isl für Personen. die wegen einer Eehinderung
oder wegen Minderiähngkert selbst nicht Auskunft
geben können, der Lerter der Enrichlung auskunfts-
pflichtig.0i6 Auskunltspflicht tur Odtte erstreckt srch
aul die Sachverhalte, die dem Auskuntlsotlichiigen
bekannt sind. Sie enrtällt. wenn die Ausküntte durch
eine Vertrauensperson erteilt werden:

2. zu den Merkmalen nech § 5 Abs. 2 Nr.4 und § 6
Abs. I Nr. 4 die Wohnungsrnhaber, ersat:weise die
nach Nr. 1 Auskunftspflichtigen.

(2! Personen mrt mehreren Wohnungen sind lur jeCe
ausgewählte Wchnung auskunftsp,Iichtig nach AD-
sa:z 1 Nr. 1 und 2.

(3) Widersgruch uncl Anfechtungsklage gegen die
Autforderung zul. Auskunttserterlung nach Absalzen t
und 2 haben keine aurschiebends Wirkung.

(4) Die Auskünfte über das Merkmat Eheschließungs-
iaht in § 5 Abs. I Nr, 1 sowie die Merkmale nach § 5
Abs. 1 Nr. 5. Abs.3 Nr.2 und § 6 Abs. I Nr.2 srnd hei-
willig.

§ 10

Erhebungsvordrucke
(1) Die F.rhebungsvordrucka können maschinentes-

bar gestaltBt werden. Sie dürlen keine Fragen über per-
sönlrche oder sachliche Verhältnisse enthatten, die über
die Merkmale 6ach den §§ 5 und 6 hinausgehen_ Den
lnhalt der Fragen zu den E hebungsmertmaten naci s 5
legrl die Bundesregierung durch Rechtsverordnung irrt
Zustimmung des Bundesrates fest.

(2) Die in den E hebungsvordrucken enlhaltenen Fra-
gen können mündtich 9e9enüb€r dem lnteNiewer oder
schrittlich beantwortet werden.

(3) Der Auskuntlspflichtige kann die in den Erhe-
bungsvordrucken enthallenen Fragen gemeinsam mit
anderen Haushaltsmitgliedem oder tur sich'ailein aut
einem eigenen Bogen beantworlen.

(4) Bei schrittlicher Auskunftserteilung sind die aus-
9elüllten Eöebungsvordrucko
a) unverzüglich dem lnterviewer auszuhändigen ccer in

veGchlossenem Umschlag zu übergeben oOer

b) inneöalb einer Woche bei der &hebungsstelte abzu-
geben oder dorthrn aul Kosten des Auskunflsgllich-
tigen zu übersenden.

Bei Abgabe in versählossenem Umschlag sin( Vor- und
Familienname. Gemeinde, Stra8e und Hausnu rmer auf
dom lJmschlag anzugeben. gei Abgabo yoo Ert !bungs-
vordrucken lür mehrere Pcrsonen ernes Haur ralls in

(2) Die Interviewer dürten die aus der tntervibwertäti9-
keit gewonnenen Erkenntnrsse über Auskunftsofli:h-
tige nicht in anderen Verlahren oöer für ancjere Zwecke
vemenden. Sia srnd ad die Wahrung des Statistikge_
heimnisses und zur Genermhattung auch solcher
Erkenntnrsse über Auskunttspfl ichtige schnfilich zu ver-
pflichten. dio gelegenilich dor lnteruiewenäti9ke(
gewonnen werden. Oie Verpflichtung gitt auch nach
Beendigung der lnterurewenätigkeiL

(3) Oie lnterviewer müssen die Gewähr für Zuverläs-
sigkerl und Verschwreganheit breten. Sie dürren nicht
erngesetA werden
l. in der unminelbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbar-

schaft),
2. wenn aufgrund ihre. berullich€n Tatigkeit oder aug

anderen Gründen zu besorgen ist, daB E kenntnrsse
aus der lnleruiewenetigkeil zu llsten der Auskunfts-
pf, ichtigen genutzl werden.

(4) Oio lnteruiewor sind verpfiichtet, die Anweisungen
der E iebungsstellen zu befolgen. Bgi der Ausübung
ihrer lntewiewertätigkeit hab€n sicrr di€ lnterviewer aus-
zuweisen: Wohnungen dür{en sie nur mil Zuslimmung
eine3 Verrügungsberechtigt6n 5elretan.

(5) Ois lnlerviewer sinJ berechtigt, in die Erhebungs-
vordrucke, soweit sie Voraussetrung für die ordnungs-
gemäß6 0urchlührun9 der tntetrewertätigkeit sind, di6
Angaben über die Zahl der Haushatto in der Wohnung
und der Personen im Haushalt, das Leerstehen Cei
Wohnung, den VOr- und Familiennamen des angetrolfe-
nen Auskunftspllichtigen (§ 6 Abs. I Nr. 1) sowie die
Hillsmertmalo nach § 6 Abs. i Nr. 3 selbst einzutragen.
Oie3 gilt auch tür weitere Entragungen ;n die Erhe-
bungsvord.ucke, wenn und sowert die Auskunftspflich-
tison einverstandc.n sinC.

(B) Di€ lnteNiewer sind über ihro Rechte und pftichten
zu belehren.
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verschlossenem Umschlag 9enü9en auf dem Umschtag
dre Angaben ernes auskuntlspflichtigen Haushaltsmit-
gliedes.

{5) Zur ordnungsgemaßen Ourchführung der lnter-
viewerlätigkert sind die A6gs5"n n"ch § I Abs. 5 Satz 1

au, Verlangen Oes lntervrewers mündlich. di€ Vor- und
Famrliennaften der übrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. 1 Nr. 1) sowie der Vor- und Familienname des
Wohnungsinhabers (§ 6 Abs. 1 Nr. 4) mündtich oder ent-
sprechend Absatz 4 schnttlich mitzuteilen.

§ 1l
Trennung und Löschung

(l) Dio Hillsmerkmate nach § 5 sind vor der über-
nahme der ErhebunEsmerkmale au, die lür die maschi-
nell6 Weileileraöeitung bestimmten Datenträ9er von
diesen zu trennen und gesondert aufrubewahren.

(2) 0ie Erhebungsvordrucke einschtießtich der Hitts-
merkmal€ sind s9ätestens vier Jahre nach Durchfüh-
run9 des lährlichen Mikrozensus zu vemichten.

(3i oie Odnungsnummem sind mil Ausnahme Cer
Nummer des Auswahlbezirtes zu töschen, sobald di6
Zusammenhänga zwischen personen und Haushalt
sowie Haushatt und Wohnung durch Nummem, di€
einen Rückgnll aul die Hilfsmerkmale und Ordnungs_
nummern ausschließen, testgehalten worden sind. oi6
Nummer des Auswahlbezirks ist nach AbschluB der Aut-
bereilung der l6Eten Erhebung nacl § 2 Abs. A zu
löschen.

(rl) Vor- und Familienname sowie §g5s;16., g1r.l3a,
Hausnummer der belragten Personen dürlen fur die
Ourchtührung von Fotgebefragungen näch s 2 Abs. 2
ven*endet werden. Sie dürten auch als Grundtage tür
die Gewrnnung geeigneter Haushalte zur Ourchlührung
Cer Statislik der Wirtschallsrechnungen grivater Haus-
halle herangezogen werden.

§ t2
Untcrrlclrtung

Oie Auskunttspllhhfigen sind schritflich zu unterrich-
ten üb€r

l. Zweck, Art und Umfang der Eriebung (s l).
Z E hebungs- und Hitfsmerkmale (§ 3 Abs. ft,
3. die statistiscne Geheimhaltung[
4. die Auskunltsgtlicht und Cie verschiedenen Mögtich-

keiten. ihr !u entsprechen (s 9 Abs. I und 2, a tO)
und die FrBiwilligkeit der Auskunftserteilung (s 9
Abs. 4),

5. den AusschluB der aulschiebenden Wirtung von
Widerspruch und Anfechtungsktage 9e9en die Auf.
lorderung zur Auskunrtserleilung (s 9 Ab3.3),

6. Trennung und Löschung (s I 1 ) und
7. Rechte und michten der lnteruiewer (§s g. 10

Abs. 5).

§ 13
Trsl17hcbungen mit frciwilllger.Auskunltscdeilung

( I ) Zur Prüfung. ob in künttigen Mikrozensuserhebun-
gen ganz oder lerlweise aut die Auskunrtspllichl ver-

zrchtet werden kann, werden zusätzlich in den Jahren
t985 brs 1987 TesterheDungen mrl lrerwrlliger Aus-
kuntlserleilung im Flahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mrt ernem Auswahlsatz Drs zu 0.25 vom Hundert
der Bevölkerung durchgetührt.

(2) Oen Testerhebungen sind altemalive Verlahren
zugrundo zu legen. Hierbei dür{en über di6 Hilfsmerk-
male nach § 6 hinaus wertere nichl personenb€zoEene
Markmale ertaßt werden, di6 der ourchlührung Cer
Testerhebungen einschließlich ihrer methodischen
Auswertung dienen.

(3) Bei der Festlegung der alternativen Verlahren
nach Absafz 2 und det nelhodischen Auswerlung der
Testertrebungen wirkt ein wrssenschaitlicher Eeirat m(.
Der Beirat setzt sich zusammen aus zwei Hochschul-
lehrem aut dern Gebiel der Statisttk und zwei Verlretern
der Sozialtorschung. Oer Beirat wird vom Bundesmrnr-
ster des lnnem au, Vorschlag des Vorstancres der Deut-
schen Statist;schen Gesellschaft berulen. Die Tätigkert
im Eeirat ist ehrenamtlich.

(4) Für die Durchlührung der Testerhebungen ein-
schlieBlich ihrer methodlschen Auswertungen übermit-
teln die Meldebeh6den den Erhebungsstellen aua Ver-
langen die Oaten der Enwoiner. die in den aul der
Grundlago der Zutallsverlahren nach § 2 Abs- I Satz 2
ausgewählten Gebauden wohnen:
L Vor- und Familienname,
2. TaE der Geburt
3. Geschlechl.
4. Staatsangehörigkeit,
5. Familienstand.

(5) Die MeAnale nach den Absätzen l. 2 und 4 sowie
di6 bei den Testerhebungen zur Kennzeichnung statisti-
scher Zusammenhänge vcruendeten Nummern (Ord-
nungsnummem) dürt6n mit Ausnahm6 der Oaten nach
Absatz 4 Nr. t und Hiltsmertmale nach § 6 aul die lür die
maschinelle Weit6Neraöeitung bestimmten Oatenträ-
96r übemommen werden. Oie O(tnungsnummern ein-
schlieBlich der Nummer des Auswahlbezirks und dre
Mertmale nach Absatz 2 Satz 2 sind. soweil sie einen
Rückgrifl aul clio Hillsmerkmale ermöglichen, späte.
stens am 31. Oezember l99O zu löschen.

(6) Die Oaten nach Absatz rl Nr. t und Hiltsmerkmale
nach § 6 sind gesonderl autlubewahren. Oie Oalen und
Hilfsmertmal6 sowie die Eöebungsvordrucke sind spä-
lesten3 arrel Jahrg nach Autbereitung der letzlen &he-
bung nach Absatz t zu v6michton.

(7) Zu untedchten ist über Zweck, Arl und Umlang
der Testerhebung, dio statistische Geheimhaltung
sowio über die Löschung und VBrnichtung nach den
Absätzen 5 und 6.

(8) Ergebniss6 der Testerhebungen, nach denen ganz
oder leilweise au, di€ AuskunltsOllichl vedichtel wetr
don kann, sind unverzüglich zu b€rucksichtigen. Oi6
Bunde3regierung wird ermächtigt, durch Flechtsverord-
nung mil Zustimmung dos Sundegrate3, unbeschadel
der GeltunC diesar Gesetzes, dis Mertmale nach § 9
Abs. 'l:u oruerlem,lür.di6 dio Auskünll€ ireiwillig sind.
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§ 14

Stichprobcncrhebungcn üb6r Arbeitskräfla
in dcn Europäisch.n Gcmcinschatten

(1) Oio §§ 2 bis t2 und 15 6nden enrsprechende
Anwendung aul die durch unmittelbar geltende Rechts-
akte der EuroDäischen Gemeinschaften angeordneten
Stichprobenerhebungen über Aöeitskrätte, soweit die
Merkmale dieses Gesetzes mit den Merkmalen.der
Stichprobenerhebungen übereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Eurogäischen Gemeinschaften
nichts anderes ergibt. Die Merkmale in der Fassung des
Alikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3530./84 des
ßates vom 13. Dezember 1984 tur Durchtührung einer
Slichgrobeneöebung über Arbeitskräfie im Frühlahr
1985 (Amtsbl. der EG Nr. L 330/'t ) sind auch insoweit.
als siE über die Merkmate dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 glerchgesteilt.

(2) Soweit Merkmalo der Stichprobenerhebungen
über Arbeitskrähe die Merkmats nach Absatz 1 über-
schreiten, sind di€ Auskünne tleiwi[ig. oie §§.2 bis t2
und 15 finden mit Ausnahme der Vorschntten über die
Auskunftserlerlung entsprechends Anwendung.

(3) Oie Erhebungen nach diesem Gesetz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absätzen I und z
können bei den ausgewählten Haushalten und perso-
nen zur gleichen Zsit mil gemeinsamen. sich ergänzen-
den Erhebungsuntedagen durchgetührt und gemeinsam
ausgewertel werden.

§ls
Y.rbol dcr Flidcntlfi siciung

( I ) Oio aut Grund dieses Gesetzes erhobenen MeA-
male dienen ausschließlich statistischan Zwecken.

§ t6
St aavoGchrift

- Wer entgegen § 't5 Abs.2. auch rn Veöindung mit
§ t4 Abs. I Satz t oder Abs. 2 Satz 2, Merkmate oder
Oaten zusammenlührt. sobald die Merkmale nach s ,tS

Abs. I auf hlr maschineile Weiterverarbeitüng be-
strmmte Oatenträger übemommen worden sind, wird mrt
Freihedsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestratt.

(2) Ene Zusammentuhrung yon Merkmalen nach
Absatz 1 oder von solcien Merkmalen mit Daten aus
anderen statistischen Erhebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs außerhalb der slatisli-
schen Aulgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagt.

§ t7
Berlin-Klauscl

Oieses.Gesetz gill nach Maßgabe des § I 3 Abs. 1 des
Oritten Uberleitungsgeselzes auch im Land Eertin.
Flechtsverordnungen, die äut Grund dieses Gesetzes
edassen werden, gelten im Land Eedin nach § t4 des
Oritten Uberleitungsgesetzes.

§ t8
lnkrafttretcn

Oieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Krafl. Gleichzeilig tritl das Gesetz über die Ourchiüh-
rung einer tlepräsentalivstalrstik der Bevölkerun9 und
des Eweöslebens vom 2t. Feöruar 1983 (BGBI. I

S. 2O1) außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiemit ausgetedigit und
wrrd im Bundesgesefzblatt verkündet.

8onn. den t 0. Juni | 985

Der Bundespräsident
Weizsäc ker

Der Bundeskaniter
Or. Helmut Koht

Öer Eundesminisler des lnnern
Dr. Zirnmermann
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V2 Gesetz

zur Anderung des Gesetzes zur Durchtührung einer Repräsentatlvstatlstlk
über die 8evölkcrung und den Arb€ltsmarkt (Mlkrozensusgesetz)

und des Gesetzes üb€r dle Statlstlk für Bundeszwecke (Bundesstatlstlkgesetz)

Vom t7. Ooromb.r t99O
',.:,)bl . r ' i. 23 j7 )

Ogr BuMestag hal mrl Zuslimmung des Bundssralos
das lolgerlde Gesetz bo$hl6s:

ArüLt !
Oas Gsetz ,ur Durchlührung einor Bopräsnlatiy.

slaonik üb€r die Bevölkerurg u.!d dm Art€ilserkt
(Mikrczeosus$etr) vm t0. JuD 1985 (BGB|. I S. 955)
wird re lolgn geändad;

1. § 1 wi.d wi6 lolg( geändert:

a) ln Ab6atr I werds db Jah,esaht€n _1985 bis
tggo- duEi -1991 b6 t995" oetrr.

b) Abst: 2 Satr 1 erhätt lolgsnd€ FasurE:

-Zwocl des Mikroz9nsus ist 6, statrstisctle Arse-
b€n in ti€tr ,achtich€r GliedcrurE übor die B€votkF
ru,rg$lruklur. die finsharlliclE und $ziale Lag6
der 8€völlorung und dor Fanitim, dan Arboitserktff6 die barulliche Gtisdorung und AusbildurE dor
Eoeröabovolkeru,E bGraiEustetlm."

2. ln § 3 AD6. 2 wird -od€r § t3 AE. 5' gosrrt$n.

3. § 5 wid wie lolo geärdsL
8) ln Ab6aE I Nr. 3 wird die Zaht _tSO. durch -3OO-

eEtr1.
b) ln Ab6etr t N.. 4 wird hintr (bn Wqi6 .t vun

Hundgrl dor 8srölkoME' dE Somikobn dudt
€imn AJn[{ ffita. ,tb$tr t Nr. S wird gGtilrra.

c) ln ADsatz 2 wird im Enloitungstr dia Johrsrehl

S€intobr bslrirron.
6! Absatr 2 Nr. tl wid gGlridra.
t) ln Abetr 3 lir. r uid (fe JshEsr{ .,tgOS. durdt

.1991'Eta
g) h AEaE 3 tar. 3 wd a wird de JerEzar{ .te88.

i'r{lb.lldt.tS'2' orEfi.

4. § 9 Brd wrs lolgl geändsn:

a) ln Absatr t wird d,o Num@mbozoEhnu^g I go.
strchsn ur|(' Saf I w0 lolgi golaBt:

-Auskuntlspllichlig End tu don MoAmalen nach § 5
Abs INr. IUs4,Abs.2Nr. Iryenadr§6Abs. I
Nr. l. 3 bs 5 allo Volliähngm oder ehd dgmm
Haushalt lührandm Mindo4ähng€n. aucfi lü. mic
d€rlährbs Ha6halrsm,tglEdor.' ;

rn Salu 5 wird ds Somikotori durri gins Punkl
oEtll.

b) Nummr 2 wi.d gest.idrs.

c) ln Ab$tr 2 sind d€ Wo.to .Nr. 1 uhd 2" zu sr?oi-
chm.

d) Absatz 1 erhäh lolg€ndo FsurE:
.(4) Di6 Ausküotte übor die Merkmalo Ehcsailie

SurEsiahr in § 5 Abs. 1 N.. t und asätrlirrs
p.ivale, KranksnvgEichonügss€lruE in § 5 Ab6. t
Nr. 4 ffe die Mo(tndo mdr § 5 Abs. 2 Nr. 2 u.ld
3, Abs. 3 und § 6 Ab6. I Nr. 2 s6d lraiwillit.'

5- § 13 mnt gesricrEn,

6. ln § l,l Abs. t SaE 2 w'eldm dio Wdta .der Vero{ü
nung (EWG) Nr. a5:XyB4 dB Betos m I 3. Oozmbot
I g&l zur Ou.chtühang eiE Stichpmbrfi€üJr€
obor A6eitskäfia im Fdhiahr t985 (tuntsbl. &. EG
NI. L «lO1)' du.ci die Wqle .d6r Vdqdnrlrg (E!\G)
Ni. 3044/89 d6 Rates vm 6. Okoöor t 989 u Orrdi-
lührur€ oimr StichproöerofteüJng üb6r Arö€itgsätc
lm Fruhiah, t99O ur|(, t99t (AAl. EG Nr. L 292y2)'
ostzl.

Es wird tolgorxrei § t6a nil €iqatügi:

.§ ,t68

§§ 23 ufit 2a (b &md6tatinikoe6! m
a-Jnu t987 (BGA. I S. 462, 565) lirdoi (.in.

anßd 3

Oies6 Gesetz trit am t. Januar t991 in Xratt.

Das voßtehffd€ G€setz wird hiemit ausgetertigt und
wird im Bundesge$tzblan vGrkündet.

Bonn. den f7. DeEmbo, 1SO

Dor Bundespräsident
W6izsäckcl

Oer Bund€skanzler
Or: Helmut Koht

Oer Bund€s0inister des lnnorn
Scheubto
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v3

VcrordnunO
zur Durchtührung cincr Bcpttrrntatiwtatlrük übcr dlc Bcvölkcrung und dcn Arbcitsmarkt

(Mlkrozcnruryarordnung)

I
t.t
1.2

Aut Grund des § 10 Abs. I Satz 3 des Mikrozensus-
ge3orze3 vom 10. Juni 1985 (BGBI. I S.955) verordnet
66 Bundesregr€rung mrt Zustimmung des Bundesrares:

§r
Zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Abg. f, 2 und

3 des Mihrozgnsusg€setzeg wrd der lnnalt der Fragen
He lolgt testgerogt

burg; Marokko: Ni6deriand6; Noiwegen: Oster
reich: Polen; Poftugal: Schwedon: Schwerz:
Spanieni Tschechoslowekei: Türkei: Tunesren:
Ungam: Veretnrgle Staaten von Amerika (USA):
übriges Ausland (einschlieglach sonsttge bfltr-
sche Slaatsangehongkeii); staatenlog.

2 Zu§5Ab!.tt{r.2
2.1 Emerbs- oder Berulstätigksit in der Berichts-

woche:
regelmaBig; gelegenilEft nrcht erwerbs- oder
beruf statig;

2.1.1 Für Erwerbstatige:
a) Tätigkert: Voilzert: Tettzert:
b) Grunde für Terlzetttätigkett:

Schulausbildung oder sonstige Aus- und Fort-
bildungi Krankhelt, Unrallrotgen: Voitzeittetig-
kelt nrcht zu lindeu Vollzetttatigkett nrcnt
gewünscht; sonstiges;

c) Arbeitsvertrag: b€lristet nicht belristet:
d) Zahl der nomalerworse j€ WEhe geteisteten

Aöettsslunden und -lag6:
e) Zahl dor tatsächlich geletsteten Arbeitsstun-

den und -tage in d€r B€ricfil3wchel
l) Grund für den Unterschird aryischen tarsäch-

lich und normalenx€is€ gel€isteter ArD€itszett:
Krankheil. Kur, Heilstättenbehandlung: Ar-
beitsschutüestimmungen, auch Mutter-
schatt Urletib, DionstbGfrerun€: Arbeitsstrets
tigkerten: schlechtuen.dag€; Kuzaroert:
Aulhahme etner Tätigkat in der B€richtswo-
ch€: Eoendtgung 6in€r Tätigk€it in dsr BF
nchtswGho: Arbeltssluffbn zu and€ren Ter-
mtnen geletgret (auch gleitende Arbeitszert):
Teilnahm€ an Schulausbildung. Au3- und
Forlbildung auß€rtlelb d€! B€tdebes: Feier-
tag: sonstige Gründ€ b€i goring€rer Arberts-
z6il: Ausgleich lür zu wenig gol€istGteArbeits-
stunden zu and€rgn Torminen (auch glettendo
Arb€rtszett): Ub€rstund€n; sonsttg€ Gründe
b€r höhorer Arbeatszerl;

9) Stellung im Berul:
Selbstendiger ohn€ BeschäftiErte: Setbständi-
ger mit Eeschättigt€n; mith€llend€r Famitien-
angemrigen Mitheltend€? in anem vom Haus-
halt solbstbawrtltchall€ten tandwrt3chatfl i-. chen Betrieb: Beamter, Richter: Angesleilte.:
Arb€lt6r, Hetmarbettec kaufm-/techn. Auszu-
bildender: gewerblich Auszutild€nirefi Zeit-l
B€n ssoldal (einschließlich BGS und Bererr-
sChaft spolizei ) ; GrunOwEhf- und Zvildienstlets
st€ndcE

h) Wirtschsttszw€ig d€! Bstri€b€S, der Firma
uswj

Zu§5Ab..tt{r.t
Gemerndenam€:

Hauotwohnung; Vorhanclen3orn einer wetleren
Wohnung rn dor Bu.rdglreExJbltk Ooutschland
ernschließlich Bertin (west);

Zahl der Heushalt€ in der Wohnung:

Zahl der Personon im Haushatt;

Angab€ der Zugeiörigheit der Person zur ausge-
wähllen Wotinung;

Angaba dor Zugehorigkoit der Porson zum aus-
go*ähitsn Hau3halt:

mit der eGten P6r3on in d€r E hebungsliste (bzw.
d$sen Ehegano) v€rwandl oder vefgchwagen:
Ehogano: (Schwie96l-1 Solrry-Tochter: Enkel,
Uren,(el: Val6f. Mutloc Großval€r, -mutler: SOn-
stig6 verwande od€r verschwäg6rle Person;
nrchl yerwanolt oder vef3clrwdgert:

Vefllnd€rung (bs Heuülott! s€il d€r tetAen
Botragung durEh:

G€ourt Zuzwt ToC Fo.tlwi
Bauallersgrupgrg d€f Wotrnung (So\xeit ergtmals
in die E heüJng einD€zogen):

vd 1972i t 972 odor sEEtoc.

G6schl6clrt
mgnnlich: werblich:

Gebtrnsiahc

Gehrrtsmo1at
Januär-lr,tai: Juni{)izember

Fsmrlisflstanü
ledig; vorherratd: verwttwot; g€schi€den:

Eh€schließungsFhr der j€trigon bar. letAen Eho:

Stsatssngchörigkdt (Land):

Deutsch; Alg€floa: Boloien: oänemark Frank-
reich: GriErrnEnc GmBbritenni€n und NoG,ir-
lend |rlano (ReD,)i lt8lien: JugG,lawi€n; Lur€nr

't.3

1.4

r.5

l.E

1.7

1.8

1.9

r.10

1.r 1

'1.12

't.13

t.l4
1.r5
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?.1.2 Fi)( Personen mrl ern€l zwerlen Erweöstatrgkert
zusaüllrch Angab€n zur zwerten Erverbstatlgkeil:
a) Stellung rm Berul:

Selbslandiger ohn€ 8€schattrgte: SelbslanoF
ger mtt Beschatltgten: mrlherlender Famrlren-
angehonger Eeamler. Richrec Angestelllec
Arberler. Hermarb€rlac kaulm./techn. Auszu-
brldender gewerDlich Auszuoldenden Zert-,
B6rdssoldat (anschli€ßlich BGS und Eeren-
scnallsooltzerr:

b) Wirtschattszweig des Behef,€s. der Firma
usw :

. c) Zahl der nomaleMeise !€ Wrrche geletsteten
ArÖertsslunoen und -tage:

d) zahl def latsachlich gelersleten Aroertsslun-
den und -tage rn 6er Benchlswche:

2.1.3 Fir Arb€ßslose und Arberlssuchende:

a) Bezug von ArberlslosengelÜ-hrlte:
arbertstos mlt Aröertslosengelü-hille: arDerts-
los onne ArbertslosengelÜ-htlte: Frchl
aöe(slos:

b) ArbeitssrJche als Nichterweöstätiger
nach Eltlassung; eigensr Kündigung: hetwrlli'' ger Unterbre€hung: Ub€rgang rn den Ruhe.
stand: sonstige3; nichl aroertssuchend;

Art€llssuchs als ErwerbstälEer
w€gen bororslehenden Vetlusts odor Beendi-
9un9 der gegenwärligen Täligkett: z. Z. nur
UborEangsläligket: Such€ nach 2. Tätigkeit:
bessere ArErtsö€dingungofl gesucht: sonsti-
ges: nrclrt arbgtssuchenü

c) Arbeilssuche (2. Z bzw. in den lelzten vrer
Wochen) durclr
Arö€rtsamt g.wete Verminlung: Autgab€ von
lns€ral6{r: 8ilarbung aul lß€rale: drrehte
B€weöung; p€fsönllch€ Voftindung: sonstF
9e3; Sucha nch nictrl sulgenonrmen: Such6
abg$cttlo3!€n (ArHlalrrf,ah,ne tn Küze):

d) Arboitssuchc seit
w€nig€r Bl! 1 Monst; t brs ünter 3 lronalen:
3 Ut unl6i 6 lrlo.ret€n: v2 bis unt6r I Jahi
t big unler I '/r Jerüdr: 1'/r Us unt6r 2 Jahren:
2 und melr Jahrgn;

a) Art der gesuctton Tätigkqh
Tätigk€rl als Selbständigsr:
Tätighert ats Arb€itn€hm€c
nur vdlzotnätigfist: nur Teilzsttätigkeit: voll-
zeittäligßat gegeb€nentall3 Teilzerltäligkeit
Teilzefitäligkert gegeben€nfatls vollzerttälig.
keif so.rstig€s;

f) verlügbar tür ern€ neue Täligkeit inneöalb yon
a rei Woch€n:

verlügbar:
nicht verlügbar wege^:
Krenkheit Au3uldung: nch beslehend€r
Iätigkert: sonstges:

2.1.4 Für Nichleilerbstätrqe'
a) Fnihere Eilerbstätrgkett:

erwerbstalrg 9ewesen: noch nre eruerbstatrg
gewesen:

b) Beendigung der lruheren Eruerbstattgkerl vo.:

weniger aIi 1 Monat: 1 brs unter 3 Monaten: 3
bis unter 6 Monaten: ',r bis unter I Jahn ! Us
unter ! "z Jahren: I "r brs unter 2 Jahren: 2 bts
unler 3 Jahren: 3 und mehr Jahren:

c) bei Eeendrqung erner lruheren fätigkert rn oen
lelzten orer Janren:

wichligster Grund lür di6 Be€ndigung der letz-
ren Täligketl:
Entlassung; b€tnsteter Arbertsvertrag; Kunor-
gung: Ruhestand vorzerrg nach Voruhe-
standsregelung oder Art€rtsrosrgkerfi Fluhe.

' slanO aus gesundherthchen Gründen: Ruhe-
stand aus Allers- und sonstrgen Gründen:
Wehr-/Zivildiensl: gersontrche Gründe (auch

. Slutliumi;sonstrgss:
d) Wirlschatlszweig der letzien Tätigkert:
e) Stellung rm Berul der letzten Tätigkett:

Selbständiger ohne Beschätligte: Selbständi-
ger mrl Beschatligten: m(helt€nder Famrhen-
angenongec Eeamter. Bichter: Angesteilter;
Aöerter, HeimaösleE kaufm.-/techn. Aus-
tubrldendaE gewerblich Auszubldencer:
Zeit-lBerulssoldat (sinschli€ßlich BGS unc!
Berertschaftspolizei): Grundwehr- und Zivrl-
di6nstleistenoel:

?.2 Für Kinder im Vorschutalter und lür Schuler und
Stud€nlen:
Besuch von:

Kindergerlen/-horl: Grund-. Haupt-. Volksschule:
Roal-/E6rulgaurbauschule: Gymnasrum/Fach-
oberschule: lnlegnerte Gesamlschule: Berufs-
fachschule. B€rulsgrundbrldungs-, B6n svoöG'
reitunE3iahr Fachschule: Fachh6hschute:
Hochschule: Beruf sschule.

3 Zu§5Abr.tXr.3
3.1 ÜbenriegenoerLebensunterhalt

Erwerbs-/Berulslätigkett: Aröeitslosengeld/
-hille: Renl€. Pension: Untorhalt durch Btem.
EhegattB oder andere Angehorigg: etgenes Ver-
m6gen, Vermietung, Zinson, Altenteil: Sozlalhtlle:
sonsnge UnlerstÜtzungen (2. B. BAlirG):

3.2 Arl der ötlenllichen Rent6, Pensron. u. ä.:

3.2.1 erst6 und ggl. zweil€ eigene (Versichenen-)
R€nt6, Penslon u. ä.:

Arbeiierrentenversrcherung; Knappschartliche
Rentelwerstcherung; Angeslellten?entenversr-
chorung: ölrenllicho Pensron: KrlegsoDlenente:
Unlallvorsrcherung: B€nte aus dem Ausland:
übnge ötlonthch€ Rente:
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3.2.2

3.3

3.4

erste und ggt, zwerle witwen-. warsenrente.
-p€nsron u. a.:

Arberterentenversrcherung; KnaoDschaltliche
Rentenversrcherung: Angesteiltenrenlenversr-
cherung; otlentliche Pensron: Kflegsopfetrenle:
Un,allversrcherung: Rsnte aus dem Auslano:
übrrge otlenllichg Bente:
Arl der sonslrgen otlentlichen und gnvalen Ein-
kommen:

Wohngeld: Sozrathrlfe: BAtöG: sonstrgo ot{entlts
che Unterstulzungen: Eetrteosrente: Altenterl:
ergenes versogen. zinsen: Lerstungen aus oel
Lebensversrcierung; Vermrelung. Verpag61g19.
private unterslutzun9en:

Höh6 des monathchen Nelto€lnkommens:

unter 30O.- OM: 30O.- bis unter 450.- OM: 450.-
brs unter 600,-OM: 6@,- brs unte, 8OO,-DM:
80O.- brs unler 1 0OO.- OM: 1 000,- bs unter
120O.-DM: 120O.- brs unrer 1400.-OM:
1 4OO,- brs unter 1 600,- CM: I 600.- bls unter
1 EoO,- OM: 1 aOO.- brs untet 2 0OO.- 0M:
2 0OO,- brs unter 2 200.- OM; 2 20O,- brs unter
2 50O.- 0M: 2 50O.- bis unter 3 0OO.- DM:
3 0OO,- brs unter 3 50O,- OM: 3 50O.- bis unter
4 0OO,- DM: 4 00O,- brs un:er 4 50O.- DM:
4 50O,- bs unrer 5 0O0.- OM: 5 0O0,- und menr
OM: alla mrthe{enden FamrhenangehÖngen bzw-
selbständlger Landwtn: ketn Einkommen.

4.rl gesetzltCneFlentenversrcherung:

4 4 I rn der Berichtswocho ptlichtversrcherl:
rn der Arbetterrent€nvetsrcherung: tn Cer Knaoo-
schahhcnen Rentenverstcnerung: rn der Anse-
stelllenrentanversrcherung; tn der Benchlswoche
nrchl pllchtversrcnen:

4 4 2 in den letzten I 2 Monaten vor der Benchtswoche
pllichlversrchert:

rn der AOertefientenversicherung: in der Knaoo-
schattlichen Fentenverstcherung: rn der An9e-
stelltenrentenversrcherung; rn oen letzten 1 2
Monaten vor oer Benchtsw@n€ nrcht Drlichtver-
srchen;

443

Ä.4.4

in den letzten 1 2 Monaten vor der Benchlswoche
lrerwrllig versrchen:
rn der Aroerterentenversicherung; tn der KnaDp.
scnartlichen Rentenversrcherung; in der Ange-
stelltenrentenversrcherung: rn den letAen I 2
Monalen vor der Berichlswocne nicht tretwrllig
ver$chert:

sonstrgo Zahlung von Beiträgen seit dem
l.Januar 1924:

in der Arberterrentenversicherung; in der KnaoF
schatilichen Rentenversrcherungi rn der Ange-
st?lltenrentenversrcherung: rn der Hanöflerker-
Versrcherung: kerne sonstige Beitragszahlungen.

4 Zv§5Abr.tt{..4
4.1 Krankenversrcherun9,-versorgung:

Orlskrankenkasse: Betnebskranl(enkasse (ern-
schließlich der der Oeutschen BundesDahn. der
Ceutschen Bundesoost und des Bundesver-
k€hrcminrslenums), See-(rankenkasso: ln-
nungskrankenkasse: Bundesknappschall: Er
satzkasse: Landwrrlschatllich€ Krankenkasse:
ausländische Krankenkasse und SozialversrcnF
rung Berlin (Ost): privatg Krankenversrcherung:
AnsDruch aul Krankenvergorgung als Sozralhrl-
feempranger, als Kriegsschadenrentner ocer
Emplänger von Unlerhaltshrlfe aus dem Lasten-
ausslerch. frere Herllürsorge der Polizer, Eundes.
wehr und Zivildienstleislenden;

4.2 Versicherungsverhältnis:
selbstversicherl:

. pflichtversicnerr: tieiwrllig versrcherl: als Rentntr
vergchert: Anspruch au, Krankenver§crgung äls
Sozialhilleemgtänger, als Kriegsschadenrentner
od6r Emplängü von unterhaltshilta aus cem
Lästenausglerc.h: Heillür9orge der Polizer, Bun-
deswehr und Zivildienstlerslenden:
mitversicherl b€r:

Pllichtveßichenem: treiwillig Versichertem: als
Rentn€r Versrcnertem:

4.3 zusäfdicher privater Krankenversicherungs-
schutz
vorlranden: nichl vorhanden:

a Zrt§5Abr.2t{r.t
8., AusgeuEter Berul rn cler erstan und lwerten

EnflerösläligkorL lür Nichtenverogtätig€ in der
l6tzten Enrertstätigk€it:

6.2 überwiog€nd ausg€übt€ Täligkell:
techni3che Anlagen glgri€m. b€dionon. einricn-
ten od€r warten: Anbeu6n, Züchlen, Hegen,
Gewinnen/Abbaueri/Förd€m. Veratteiten/ Bear-
b€iten. Kochen. Bau6n/Ausbeuen, lnslallierbn,
Monlioren: R€oarierGfl , Ausbessern. F€ltauriF
ren, Eneu€rn; Kaulen/Vertauton. Ka3srercn,
Vennittoln, Kuftbn b€ratan, Vomandoln. W€r-
b€n; SchrEibsrboit€n/Schnttwech3€|, Formular-
arEiten, Kalkulieren/B€?echnen, Buch€n, Pro-
grammi€'rn, ArtEitcn am ierminal. Eildschrm:
Analysierü!, M€ssan/Prufen, E foben, For-
sche[ Planen, Kon3lruieren, Entwortan/Gestal.
t6n, Zdcrrn€n: Ois9onioren. Koordnieren, Orga-
nisioron, Füh.on/Lerlen, Managemenf B€wrnen,
BeherberEen, güg€ln, Fleinigen/At rsll b€serli gen,
Packen. Verlaogn, Transfrcrlieren/Zustellön.
Soflier€n/Ablegen, Fahrzeug sleuarn: Srchern,
Bdwachen, Gesetro/Vorschniten anw€nden/
auslegei, B€rrrkunden: Erziehen/LehreD/
Aushlden, Beratend hellen. Pllegsn/V€Eorgen.
Msdizinisch/'K03metisch behand€ln. Publrzieren,
Unlerhajl€n, Vortrsg€n. lnlormierEfl ;

6.3 getnebssbterlung, WorksaDtoilung:

Fedigung. Prcduktion, Mofllage; lnslandhaltung,
R€paralu,, Eatnebsm(lelerglgllung: Arberlsvor-
b€reitung/-orqani3alion. Kontrdle,' Prüfungen:
Entwicklung, Konslruktrdr, Forschung. Oesisn,
Mustertau; MatGialwirllrchatt/-ausgab6. 8s
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schaltung, Lager, Einkaut Vtrtaut. Absatz. Mar-
keting. <uodsnb€treuunE.,Verbunq, PR, F;nzn-
!rgun9, R6chnungs-/F*htswes€n, Datenverar-
batung. Stalrstrk, Schrerbdien3t. Aultragsbear-
bortung, SaclwwaltunE: Pssonarwssen. Aus-
bil(fun§. Modtanrlchc 8€rreung. Sotraloltee.
Gegchäi!-/Atrt3lerluog. Orrekiron:. kerne Tatrg-
kert :n ernor dg gooannten Abtetlungm. kerne
Unterglr€dmng des 8€tnebs/ds Behorde ,n

Abterlungen:

6.a Stollung rm eetrieb:
Aus:ubrld€nder. Prak:rkant. Volonta[ Serbstan.
diger nrt brg zu a 8€scnahiglen oder allornschal-
tend: S€lbslandiger firr 5 u6d mehr Beschahrg-
l6n:
Ao9estelltgr Beamtn. Arosler. mrthellenoer
Famrhgnangg6gn996

8ü16-. SchrerbkGfl. angelsntei Arberts/Nrcht-
Facna.beite( Vertaufü. Beäöerttr. Fadhaoe'-
ts. Geselle Sachb€a.berts. Vorarosttr, Koron.
nen-, Schichdührer hemuggehooene. ouar,i-
zierte Fachxrah. Meistt. Polrs. Schachlmerstef,
Sach?ebelsleiter/Relerenl. Hanolungsbevorl-
mächlrglec Aölalungsrsttr Prokunsl: Direktd,
Amts-, Belriebs-/Werkslets. Gsschatlstuhrer

6,5 Wechsd de3 au3geublen Berul! rn d€n letzren
b€loon Jahr€f,:

ogwechselt nlchl gewrchselt;

6.0 W*hsel des Eetnebs. derFima usw. rn den letr-
len D€lden Jähren:
gowochserti nrcht gBwEhät.

I b 15 A!r. 2 tlr. 2
7.1 Höchsts SchulabschluB an ellg$renbildenqs

Schulen:
Volks- .(Haupl-)schulabschlu8; FleelshutetF
schlu8 (Mittlere ReilG) odar gleidrwglro€r
Ablchlu0: Fichhchschulrsro: dlgilEire oder
tachgBbund6n€ Hehschulreile (Abtur/FacheDF
tur):

f.2 lolnsberuflich€rAusbildunggaDschluB:
hern o€rullicher Ausbildungsabsciluß: Abschtuß
ornü Lonr-/Anlerngusbrlü$g oor glochwentgs
B"rulsrachshulabschluS: b€rufl ich€3 Praltkum:
Mqstor-/T€chnrker- 6er glgichwonigs Fach-
schulabschluB: Fachi6hsclrulablchluß (auch
lngenlalrschulabschluSl; Hehgciulabschluß:

7.3 b€f,rlicha Forltildung. Umschulung. 3onstrge
zusatricha Eaklisch€ Bmilsusb,lalung in den
lstaten iler JshH:
am Arbe[sDlstz. im B€triaö: tEa ein, lndustnts
und Henctsiskamntr uswa in basondarcn Fs$rl-
dungs-/Umschulungsslätlln: an an6r borulsuh
dmdm Schule/Hctt*iul€: durcjr FgfiiuntB-
richt aul andsrc Art k€rm borutlicha Fatöildung.
Uf,schulung. sorBtige grehlilcha 8€rul3äusbl-
dung in d€n ldam w€i Jahiwl:

7 I Dauer oer FonblounE. Umschulung. snsttgen
Oräktrschen EerulsausOrldung:

unlet I l:Onal: 1 b|S unter 6 V6ate:6 brs untg
I 2 Monate: I brs untei 2 Jan.e;2 Jahre uno menr
aur Zert noci1 andausnO:

8 Zul5Abr,2Nr.3
Fur Auslander

8 1 Aulentnallsdauer fi dg BundgsreouDlk
Ceulschland ernscnlreßhch B€rlrn lWestJ

hrs gamren: Zdug lgag und lruhor
ber Zuug |95O u6d soalr
Zuzugstähr

A-2 iahl und Alle. og 'm Ausland leb€noen Krnds
unter l8 Jahren:

unterO Jahren. 6Ers unter l0Jahren; tOUs unler
16 Janren: l6 brs unter l8 Jahren:

A 3 Ehegatte
rm Ausland lebend: nrchl 16 Ausraod leb€nd,

I 6 lur L6dE€:
rm Ausiend lebend€ Elte.n:
Mutlen Vatec MunH und Vater kern€ rFl Ausland
lebendef, Eltern.

lo zu § 5 Abr.3 Nr. I
Ber Efrerbstähgen sown Schrilgrn und Sluden-
ten:

tO.l Lage der Ar0€rtssrätt6. Schule, Hchschute:
rnnerhalb oer Wohns{rgmetnde: in einer enrts
ren Gemetnde des glerchen Bundeslanoes: rn
ernem andsen Sundestand: rm Ausland:

10.2 Bundesland. rn dem ois Aröertsstäfie, Schute
oder.Hehschulo r6ql:

103 hauolsächlich lür die längsto Weg3trecke
benutaas Verkehrsmrttd:
8us: U-/S.Behn. Stia8enbahn: Esent ahn: Pkw-
Solbstlahrec Pkw-llittrhrcr: KraüiibGEd/Mo,a:
Fahtrad :u Fuß: snst§6s: keln verlrenrsmrttet
(2. B. da glerches Grunosrüch):

1 O.4 Ent ernung ,u. d6 Weg zur A,bertg- odo, Ausbrl.
dungsstalte:
unter lokm: l0 bis unttr 25 km: 25 bis unter
50 km: 50 km und mehr wechsehder Arbe(s.
plali enilalll (2. B. da gtachei Grundstuck,:

10.5 Zertautwand frii den wog zur Aöetls- odo, Aus-
brldungsstetle:
unter lO Minulen: I 0 bis unte.30 Minuten:30 brs
unler 60 Minuren: 60 rrinuten und mehn entlaltt
(.2. B. da glaches Grundstri€kl-

§2
DEss Verddnung Or[ näch s I 4 do3 Oritten überieF

lungsgesoEe3 in Verorndung mil s tO des MikrozeF
susgosetle3 auch in Land B€rlin.

§3
Oies€ Verordnung tntl an Tage nach dsi Vskundung

in Kreft.

Bq\n. den t4. Jun 1985

Oer Sundrrkrnzls,
Or. HclBut Koht

Dor Bundssmtnislel dgs tnn6rn
Or. Zimmornann

75 Hauodachnchlung des HGnscnutr'Fachh€n-
schuraDschrusses.



Erste Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 21. Aprit 1986
(mBt, t, s. 342)

Au, Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensusgeserzes vom 10. Junr
1985 (BGBI. I S.955) verordoet die BiJndesregerung mrt Zustrmmung oes
Eundesrates:

§r
§ t der Mikrozensusveroronung vom t a. Junr I 9g5 (BGB|. I S. 967) ward wre

lolgl geänden:

73
v.4

I ln Nummer 1.12 werden dte Worie..Januar_Mat: JunFoezemoer..durch
die Worte ..Januar-Apnt; Mar-Oezemöen.. ersetA.

2. ln Nummer l l 6.wrrO der punkt am EnCe durch ern Semrkolon ersetA. und
es wrrd lolgenoe Nummer I I 7 erngetüg1:

,1 1 7 Vorsorge gegen Krankherten:
äl Terlnahme an erner Schtucxrm9tung gegen Kinoerlahmung

(Poliomyetrtrs).
tetlgenommen: nrcht tetlgenommen; nrchl bekannt:

bl Jahr der letAen Schtuckimotung:
Jahreszahl iletzte zwer Stellent erntragen..

' §2
Diese Veroronung grtt nach § 1 4 des Onnen Ubeilertungsgeset2es rn Ver-

binoung mrl § I 7 des Mikrozensusgesetzes auch rm Land gerlrn.

§3
oiese Verordnung tntt am Tage nach der Verkündung in Krah.

Bonn, den 2L Aont 1986

Oer Bundeskanzler
Dr. Helmut Koht

Oer Bundesminister
tür Juqend, Famatie und Gesunoheit

Rita Süssmuth
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Zweite Verordnung
zur Anderung der Mikrozensusverordnung

Vom 28. Februat 1989
( BcaL. i , s. j.i2 )

Für Anrkel I auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 Mrkrozen.
susgeseE vom 10. Juni 1985 (BGBI. I S. 955) und lur
Arlikel 2 auf Grund des § 5 Abs. 4 Salz 1 Bundesstauslk-
_cesetr vom 22. Januar 1987 (BGBI. I S.462, 565) verord.
net die Bundesregierung:

Artlkel 1

§ 1 der Mikrozensusverordnung vom 14. Juni 1985
(BGBI. I S. 964, geändert durch die Ersle Verordnung zur
Anderung der Mikrozensusverordnung vom 21. April 1986
(BGBI. I S. 436), wird wie lolgl geändert:

Als neue Nummer 6.4 wird eingelügl:

"6.4 Merkmale des Arbeilsplaizes:

a) Schichlarbert: ständig: regelmäßig; gelegent.
lich:

b) Arl der Schichtaöeil: Frühschicht, Spät-
schichl, Nachtschicht, Tagschichl, sonstrge
Schichteinteilung; regelmäß19; gelegentlich;

c) Nachtarbeil (zwischen 22.00 Uhr und 6.00
Uhr): sländig; regelmäBigi gelegenllich;

d) Zahl der bei Nachlarbeil geleisteten Arbeits-
slunden ie Nacht;

e) Samstagsaöeil: ständig: regehäßig: 9e-
legentlich;

0 Sonn- und Feiertagsarbeit: ständig; regel-
mäBig; gelegenllich."

2. Die bisherigen Nummern 6.4 bis 6.6 werden Nummem
6.5 bis 6.7_

3. ln Nummer I1.7 erhallen die Buchstaben a und b
lolgende Fassung:

.,a) VeMendung von jodiertem Speisesalz im Haus.
halt:

jai nein: nichl bekannt:

Der Bundesrat hat zugestrmmt.

Bonn, den 28, Februar 1989

b) wenn nern oder nicht bekannt. Angabe des Grun-
ces:
kerne Kenntnrs von iodierlem Speisesalz: keine
Kennlnrs von der Bedeutung des jodterlen Soers+
salzes zur Gesundhettsvorsorge; sonsltges."

4. Es wird lolgende Nummet 1 1.8 eingefügt:

,,11.8 Krankheitsrisiken:

a) gegenwärlig Raucher: regelmäßi9: gelegenl-
.Ich:

b) lrüher Raucher: regelmäßig: gelegenllich:

c) niemals Raucheri

d) tür gegenwärlige und lrühere Raucher: über'
wiegende Arl des Rauchens: Zigarenen:
ZiEarervziganllos: Pleilenlabak: Alter bei
Rauchbeginn:

e) lür gegenwärlige und lrühere Zigarenenrau-
cher: Zahl der tä9lich gerauchten Zigarenen:
weniger als 51 5 bis 20; 2't bis 40: 41 und
mehr."

Artikel 2

Die Erhebungen nach § 5 Abs, 2 Nr. 4 Mikrozensusge-
setr in Veöindung mit § I Nr. 9 Mikrozensusverordnung
werden im Jahre 1989 ausgeselzl.

Artikel 3

Oiese Verordnung gilt nach § 14 des Drinen Über
leilungsgeselzes rn Verbindung mrl § 17 des Mikrozensus'
geseues und § 27 des Bundesstalrslikgesel2es auch im
Land Berln.

Artikel 4

Diese Verordnung lrin am Tage nach der Verkündung in
Krall.

0er Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesmrnisler des lnnern
. Dr. Zimme rm ann

Die veröffentlichung der Dritten verordnung 2ur findsltlng der Mikrozensusverord-

nung lag zum Zeitpunkt der Drucklegung noch nicht vor'
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V.6 Auszug* aus

VERORDNUNG (E\vG) Nr. jo.t{/s9 DES RATES
vom 6. Okrobcr lgtg

zur DurchführunB cincr Stichprobm.J::ti;r1 übcr ÄrbcitskräItc im Frühjahr

DER R.{T DER EUROPTISCHEN
CEIIEINSCHAFTEN
H.TT FOLGENDE VERORDNUNG ERL,q55EN

' Artik.l t
Das Sraristischc Amr der Europaischcn Gemcinschafren
frihn tür dic Kommissron im Frühlohr I 990 und I99l in
austewihltcn Haushaken aller Mirglicdsraarcn cinc Stich-
probenerhcbung übcr Arbeirskräfte durch.

,lrtikcl 2

Dic Erhcbung cr(olgr in icdcm Mirtlicdsuat bci cincr
Stichprobc von Haushrkcn, dic zum Zcirpunkt dcr Erhc-
bung ihren Vohnsirz im Gcbict dieses Strates habcn. Dic
Mitglredstaarcn s(rllen srchcr, drß Doppclzahlungen von
Pcsonen mit mchrfachcn Wohnsrrzcn vcrmredcn werden.

Die Angabcn werdcn für allc zu den ausgeu,ähircn Haus-
hakcn gchörcnden Peconcn crmrrrcll.,.

Artikcl J

Dcr Umfang dcr Srichprobc liegt zwischcn ic 60 000 und
100 000 Haushaltcn für DcuucilandSFnnkreich- Irälicn.
das Vcrcinrgtc Königrcich und Spanicn, zwischen je
30000 und 50000 Haushaken Iü. Bcldcn, dic Nicder-
landc, Irland, Gricchcnland und Portugal, zwischen
15000 und 30000 Haushaltcn für Dänemark und bci
unpfähr 10000 Haushaltcn für Luxcmburg.

Artikcl 4

Dic Erhcbuog cntrcckr srch au(

a) pc66nlichc Merkmalc allcr zu den befra-eren Haus-
halten gehörendcn Pesoncn, und ryar: Gcschlcchr,
Altcr, Familicnsrand, Sraasangehörigkcir. Än des
Vohn- und des Erfrsun6haushals, Arr dcs Vcsand-
schafsvcrhältnisscs inncrhalb des Haurhalu. Die
Mitglicdcr cincs Haushalts sind durch cinc gemcin-
srmc Ordnungsnummcr und cincn Codc für Staar und
Rcgion, in dcncn dcr Haushalt bcfmgr mrdc,
kcnndich zu machcn;

b) Lagc in bczug au( das Escrbslcbcn dicscr Pcnonen
zum Zcitpuokt der Erhebung und Merkmalc dcr
ausgeübtcn Emcös:ätigkcit, und ryar : Bcruf, Srcllung
.im Bcrul, Wircchalszweig, normalcscisc und
tasächlich gclcisterc Arbeissrundcn und Grund für
einc cmaige Dilfcrcnz ryischen beidcn, Vollzeir oder
Tcilzeiarbeit, daucrhr(tc odcr vorübergchendc
Bcschäftigung und Ausübung eincr ryeircn Eserbsrä.
tigkcit ;

c) Arbcitssuchc; anzugcbcn sind insbcsondere: An und
Umfang dcr gesuchtcn lätigkcit, Umsrändc und
Gründc, Methoden und Dauer der Arbcitssuchc.

ewarger Bczug von Ärbeirloscnunrcrstürrung oder
-hilfc, Siruation unmirrclbar vor Bcginn d.r Ärb€16-
suche sowie Verfügbarkcit für dic gcsuchtc T.irigkcir
oder Gründe dcr Nichwcrfügbarkeir ;

d) den höchsren errcichtcn abgeschlosscncn Ausbildunc-
gnd: An und Zscck von Bildung:- und Ausbildunc-
maßnahmcn. an dencn dic l4- bis .19-jährigen
Pcrponcn kürlich rcilgenommen habcn ;

c) Bcru(scrfrhrung dcr bcschäftigunploscn Pcreoncn im
GNcrbslähigcn A]rcr, cioschliedlich dcr Merkmalc dcr
lctztctr Tätigkri: sowic dcs Zcirpunkr und dcr Gründc
für ihrc Bccndigung;

f) dic Situation dcr zu den bc(ragten Haushaltcn gchö-
rendcn Penoncn cin Jrhr vor dcr Erhebung: anzu-
6eben sind insbcsondcrc:Staar und Region dei Wohn-
sitzcs, Lage in bczug aui das Eecrbsleben und, bei
Personcn mir cincr Bcschäftigung, Vircchatrzwcig
und Srellung im Bcruf.

Artikcl j
Dic Auskünfte werdcn von dcn Sratistischcn Amrern dcr
Mitglicdsaatcn auf dcr Grundlagc cincs Fragenkatalogs
cingcholt, dcn dic Kommission in Zusammcnarbcit mit
d.n ruständigcn Srcllcn dcr Mitgliedsuarcn ausgcarbcirct
hat..-,

Artikcl 7

Dic im Rahmcn dcr Erhebung cneiltcn Einzclaurkünfrc
dürIen nur (ür sutistischc Zwcckc vcscnder serden. Ihre
Vercndung für stcucrlichc oder sonstigc Zwccke und
ihrc Vcircrgabe.n Drirte sind unresatl
Für den Fall ciner Zuwidcrhandlung gcgen dic Verpilich-
rung nach Absau I, dic crhakencn Auskünfrc venraulich
zu bchandcln, trcffetr die Mirgliedstaarcn und dic
Kommission dic zur Ahndung dicscr Zuwidcrhandlung
vorgcsehcncn Mrßnahmen.

Aaihcl 6

Die. Mitglicdstaatcn sorgcn dafür, daß dic gcwünrhrcn
Auskünfic 

_ 
mhrhcitsgcmäß, vollständig und trisrgrrcchr

encilt wcrden. Sic stcllcn sichcr, daß durch dic Ericbung
cinc. zuvcrlässigc Grundlage (ür cinc vcrglcichindi
Analvsc auf Gcmcinschtftscbcnc, ruf der Ebenc dcr
Mitglicdsb.rcn und au( bcstimmten rcgionalcn Ebcncn
geschaffcn wird. Dic Surisrischcn Amtcr dcr Mitglied-
staercn übcmincln dem Slarisrischm Amt der Eurcpäi-
schcn Gemcinschafrcn die übcrprüftcn Ergebnisse dcr
Erhcbung für jcdc belragrc Person qhnc Angabc von
Namen und Adressc.

') .trtrsbte« d.r Europiir(h.n Gcmcinsch:ircn Nr. L 29212

1) Durch Verordnung (EWG) Nr. 3569/90 des Rates vom 4. Dezember 1990 für Deutschland für das
Frühjahr 1991 angepapt auf "a,ischen 120 000 und 130 000 Haushalten'.
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V.7 Auszug aus

Gesetz
über die Statlstlk tür Bundeszwecke

(Bundesstatlstlkgesetr - BStatG)
Vom 22- J.nu? 1987

(scgr. r s

§ 15

Auskualtrptlicht
(1) Dre erne BundesstSlrstik andononda Rechlsvor'

schrrfi hal lesEulegon, ob und rn w?lcham Umlang dl.
Erhebung mrl odor ohne Auskunispllrc,tt rdolgen soll. lsl
erne Auskunnspfli:ht lestgelegl. slnd alla natürlrchsn und
lunstrschen Perso.ren des EWalgn und ÖltgntlEhen
Fechls. Personenyararnrgur€tn, Bollorden des Bunoes
und der Länd€r sw8 Gomorndon und Gemerndover'
bänds zur 8€antlonung dsr ordnunlsgemäo gaslelllgn
Fragen verpllichlet.

(2) Oie Auskunltsptlicht baslehl 9e96nübq den nil der
Durchtuhrung drr Bundossatstrken amtlich b€uaulen
Slellen und Ps6onen.

(3) Oß Antwort ist wah.hertsgemä8. vollständig und
hn€rhalb der von dsn slatrstsch€n Anlrm 6es &Jjrdes
und der Länder geset en Fnstgn zu enalen. Bs schritl-
lrcher Auskunllserlarlung tsl dle AnMon a.sl aftsrll, wgnn
drc ordnungsgemä8 ausgslühen ErheDungsvordrucla dct
Eöebungsslella zug€g8r§en srnd. OE Aitwon €1. Sowe(
rn erner Flechtsvorschrilf nEhts anderes Destmml lst, lüt
den Emptängar kosten. und gonoha zu oderlen.

(.1) werden Erhebungsbeautlragte anges€ta, külnen
dre rn den Erhebungsvordrucken mthallgngn Fragen
mundlrch odB, schnfilich boantwonet werüon.

(5) h den Fällan d€s ADsat2ss 4 srnd bot schrrtllichor
Auskunhsedeilung 6ie ausgslülllon Erlßb.Jngwordrucko
dsn Erhebungsbeeunraglon ausruhändEm oder n vor.
schlossenem Umschlag ru uD€rgob€n oder bor ds Erne-
bungsslelle abzugeoan oder donhrn zu ubarsdrden.

(6) wrd3ßpruch urld AnlmhturBskleg€ grgen die Aur'
lorderung zur Auskuntsonarlung haDefl korne aufschro,
bende Wrrtung.

§ro
Gah.lmh.ttung

( 1 ) Ernzelangaün übar pa.!önlinr und sächlichs ver-
halhrsse. dr€ ilr ena Burxr€s$etrst't ggmach! worden,
srnd yon den Adnrägcm urE tur d6n oflenllirren Oi€nsl
besondeis Verpllichletgn. d|€ mt d€r Durdilührung vm
Bundesstatrslrkgn barraut slnd. gerramtuhanon, gorod
durch basondgre RgcltsErsdlnrl nrdrts andores
b€strmmt rst. Oras glt nlcht lür

1 Ernzelar€aDen. n 'd€re6 UbEmrnlung oder Vsroll3nt-
hchung der B€lragte sctlnhllch girE*'thgll hat.

,2. ErnzelangaD€n aus ailgmen tugarBtlch€n Ouellsn.
wenn sr€r sich aut dle In § tS Abs. I gonannton oltont-
hchen Stellen b€zrehen. auch sowert grno Auskunhs.
9ll'chl AJlgrund erner erne Bundesstal'Shk ano.dn€n-
den Rsnßvorscirrlt besteht.

3 E'nzelangaben, d€ yom Slattstrschen Bundssaml oder

462 t)
den stalrslrschen Amtem oor LaMer mrl den Etn:el-
angaoen ande.ef Eelrager :usammenqetaßt und rn

slairstschsn Ergsbnrsson oargoslellt sr^d

4 ErnzBlangaben, wonn sro Oom Betraglm oder Batroll;
nen nrchl zuzuordnen slr6.

D,e §§93.97. l05Abs t. § ltl Abs.5rnVlrbndungnrl
§ 105 A.bs. 1 sowio § 115 ADs. I o€r Abgab€nordnung
vom t6. März 1976 (BGBI. I S. 613: 1977 I S. 269). zuletn
geandgn durch Adrkel I 6es Gsetzes vom l9 DezemDer
19ES (BGBI. I 5.2436), gellm n€hl lur Pe.sonen und
Slellen, sowail sre mrt cler OurchtÜhrung von Bundes',
Landas- odBr Kommunalstahsrrken DElraul srnd.

(2) Orc Ubemrnlung von Ernzelangabsn zwschen den
mrl dor Durchlührung €rnar Bundessta11511 59113s1gn Per'
sonen und Slellen rst zulassrg. sowell dres rur Erstellung
der Eundesslatrstrk erlordorhch rsl.

(7) Psrsonen. di6 Einzelangabon nach Absau 6 shallen
sollen. srnd vor dar Üb€mffiung zur G€hermhaltung
b€sondo6 ru varpllEhten. sdvst sre nrc,ll Amlsfager
oder tür den Öfitnlhcrisr OBn§ beso.rders Vsrpllchtele
srnd, § 1 Abs. 2. 3 und 4 Nr' 2 dca V6{ptli€hturEs€cseEes
vom i. uan 1974 (BGBI. I s. a69. Artikel 42). das durch
Ge*tz vorn 15. Augusl t974 (BGBI. I S 19'12) geanden
worüen ist, 9t[ €fllsprgch€nd.. Pcrsonon. d'€ nach Sau !
b€sonderr vorpllichtel worden srnd, stoh6n tur drg Anweh'
dung der Vorschnllen 6es Slralg6etzbuches üb€r cle
veräuung von Pnvätgehermnrssen (§203 Abs 2 

-tr--5'
69 ZOl, aOSl und oes Orenslgehsrmnrsses (§ 353 D

ALs. t) oen lür dsn ollentlchen Dtenst ö€sonders ver-
plhchlolen glsrch.

{E) Die aulgrunö erner begonderen Flochlsvorschrrfi ooer
dor AbsalzB 4. 5 ode, 5 ubemmelten Enzelangaben dur-
lgn nur lür dle Zwocke veilendal weroen lur dre sre

uösmrtlelt wrdefl ln den Fällen oei Absatres 6 srnd sre

zu lösch€n, sobald das wissenschahhche Voriaben durcn'
g3lühn rsl. Bar dsn Stollen.6en6n Ernz€langaben uDermrl'

ielt warden, muß durch organrsatonsche und technrsche

Maßnahmen stchgrgostellt sern, 6aß nur Amlslrage'' lur

dan ötlsnllEhen Oi6nst basotrdeß VeDtlrntele odar vet-
pllichtoto nacrr ADsalz 7 Satz I Emplanger Yon En:er'
angaben srr€.

(9) Die Übommur§ aulgrund erner be$nd.ren Rshls-
volschnll odar nech den AbsaEen ,1. 5 odsr 6 rsl nacn
lnhalt. Stclla, (tat übomrngn wrrd, Oaum und Zwsck de'
Warlergrba \,on dcn stattstt3chen Amtem aufzuzercnnen
Dio Auft-lEhnungen snd mil]doblens lünl Jahfe auhu'
bgwahren.

(lO) Dia michl sur Gchermhatlüng nach ADsatz I

D€slaht euch lür die Ptßqren. dia Emplängd von Ernzel'
angaban lulgrund rinar balorldercn Rocilsvo6chntt.
nadr drn Absätren 5. 6 der vm TalEllen nach aDsalz 4
snd. Oß! grll nrdl ftit ofioflkurxtiga Tatsabhan Der e'ner
Ubomfllung nach Absau 4.
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V.8 Strafbestimmungen

stralbestimmungen: §§ 203 Abs. 2, 204 und 205 des strafgesetzbuches in der Fass 'ng
der Bekanntmachung vom 2. Januar 1975 (BGBI. I S. 1)

Nach § 203 Abs. 2 Satz 1 SIGB kann 6s51.aIt werden, wer unbefugt ein fremdes

§sfueimnis, nameutlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis

oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, d25 ihm in seiner Eigenschaft

als

1. Amtsträger,

2. für den öffeutlichen Dienst besouders Verpflichteter,

3. Persou, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungs-

recht wahrnimmt,'

4.... 5. ...

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist.

Ein Geheimnis im §inne dss Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder

sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgabeu der öffentlichen Ver-
waltung erfaBt worden sind (§ 203 Abs.2Satz2).

Als Strafmap ist Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe vorgesehen (Abs. 2

Satz 1 i.v.m. Abs. L). Handelt der Täter gegen Entgelt oder i! der Absicht, sich oder

einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei-

heitsstrafe bis zu zwei Ja-hren oder Geldstrafe (Abs. 5). Die gleiche Strafandrohlng gilt
ftir den, der unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder

Geschäftsgehsimnis, zu dessen Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet

(§ 201Abs. 1).
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